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1. Einleitung 

Die Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) haben Modalitäten für Regelreserveanbieter (MfRRA) gemäß Artikel 
18 Abs. 1 a), Art. 18 Abs. 4, 5 und 7 der Verordnung (EU) 2017/2195 der Kommission vom 23. November 
2017 zur Festlegung einer Leitlinie über den Systemausgleich im Elektrizitätsversorgungssystem erarbeitet. 
Diese Modalitäten müssen die ÜNB der zuständigen nationalen Regulierungsbehörde, der 
Bundesnetzagentur, zur Genehmigung vorlegen. 

Die Modalitäten für Regelreserveanbieter werden in Art. 18 Abs. 5 der EB-VO nicht im Detail definiert. 
Vielmehr normiert die EB-VO eine Reihe von Mindestanforderungen an die Inhalte dieser Modalitäten. 
Diese Mindestanforderungen bilden den Rahmen für die Ausgestaltung der Modalitäten für 
Regelreserveanbieter. Darüber hinaus ist zu gewährleisten, dass die in Artikel 18 Abs. 2 bis 4 EB-VO 
normierten Anforderungen erfüllt sind. 

Die ÜNB haben sich entschieden umfassende Modalitäten zu erarbeiten, die alle Mindestanforderungen aus 
der EB-VO abdecken. Inhalte die bereits durch Festlegungen der Bundesnetzagentur vor Inkrafttreten der 
EB-VO genehmigt worden sind sowie die aktuellen Inhalten der Rahmenverträge für die 
Regelleistungsarten wurden, wenn nötig, in die Modalitäten übernommen bzw. angepasst, um den 
Vorgaben der EB-VO zu entsprechen. Regeln für die Ausgestaltung des Regelarbeitsmarktes sind ebenfalls 
Teil der Modalitäten für Regelreserveanbieter. In den Modalitäten für Regelreserveanbieter wird ebenfalls 
festgelegt, wie und in welchem Zeitraum diese Vorgaben umgesetzt werden sollen. 

Der Vorschlag für die Festlegung der Modalitäten für Regelreserveanbieter wurde vom 13.04.2018 bis 
13.05.2018 konsultiert. Die Ergebnisse dieser Konsultation sind im Konsultationsbericht dargelegt. 

Im Folgenden werden Erläuterungen und Begründungen zu den einzelnen Aspekten der Modalitäten 
aufgeführt. 

2. Erläuterungen zu Titel I - Allgemeine Bestimmungen 

 Erläuterungen zu § 1 – Gegenstand und Geltungsbereich 2.1.
Absatz Begründung 
§ 1 Abs. 1 & 2 Die Modalitäten sollen für alle Anbieter von Frequenzhaltungsreserven (FCR) und 

Frequenzwiederherstellungsreserven (FRR) gelten. 

Die EB-VO sieht vor, dass diese von der zuständigen nationalen 
Regulierungsbehörde, der Bundesnetzagentur, zu genehmigen sind. Nach dem 
Verständnis der ÜNB sind die ÜNB in der Pflicht, alle relevanten Aspekte, die in den 
Mindestanforderungen für die Modalitäten Art. 18 Abs. 5 EB-VO aufgelistet sind, in 
die Modalitäten mit aufzunehmen, auch wenn diese auf deutscher Ebene bereits 
anderweitig vor Inkrafttreten der EB-VO festgeschrieben worden sind. Daher haben 
sich die ÜNB für einen Komplettantrag der Modalitäten für Regelreserveanbieter 
entschieden, um konform der EB-VO alle notwendigen Regeln zu beantragen. 
Darüber hinaus bietet dies die Gelegenheit alle Regelungsgegenstände in einem 
Dokument zu vereinen und somit die Transparenz durch Übersichtlichkeit zu 
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Absatz Begründung 
verbessern. Das Umstellen auf die neue Systematik der EB-VO sichert, dass spätere 
Änderungen der Modalitäten durch ÜNB EB-VO-konform konsultiert und zur 
Genehmigung vorgelegt werden müssen. 

 

 Erläuterungen zu § 2 – Begriffsbestimmungen und Auslegung 2.2.
Absatz Begründung 
§ 2 Abs. 1 Für die in den Modalitäten für Regelreserveanbieter verwendeten Begriffe sind die 

Definitionen der EB-VO und der SO-VO maßgebend. Aus Sicht der ÜNB sind 
darüberhinausgehende Definitionen nicht notwendig.  

In Artikel 2 der EB-VO sind folgende Begriffe definiert, die in den Modalitäten 
verwendet werden: 

„Regelreservemarkt“ bezeichnet alle institutionellen, kommerziellen und betrieblichen 
Regelungen für das marktbasierte Management des Systemausgleichs; 
„Regelreserve“ bezeichnet die Bereitstellung von Regelarbeit und/oder Regelleistung; 
„Regelarbeit“ bezeichnet die von einem Regelreserveanbieter bereitgestellte und von 
ÜNB für den Systemausgleich genutzte Energie; 
„Regelleistung“ bezeichnet das Volumen der Reservekapazität, zu dessen 
Bereithaltung sich ein Regelreserveanbieter verpflichtet hat und in Bezug auf das er 
sich verpflichtet hat, während der Vertragslaufzeit Gebote für ein entsprechendes 
Regelarbeitsvolumen an den ÜNB abzugeben; 
„Regelreserveanbieter“ bezeichnet einen Marktteilnehmer mit Reserveeinheiten oder 
-gruppen, der Regelreserve für ÜNB erbringen kann; 
„Bilanzkreisverantwortlicher“ bezeichnet einen Marktteilnehmer oder seinen von ihm 
gewählten Vertreter, der für dessen Bilanzkreisabweichungen verantwortlich ist; 
„Ausgleichsenergiepreis“ bezeichnet den positiven, negativen oder null betragenden 
Preis in einem Bilanzkreisabrechnungszeitintervall für eine Bilanzkreisabweichung in 
jeder Richtung; 
„Anschluss-ÜNB“ bezeichnet den ÜNB, der das Fahrplangebiet betreibt, in dem 
Regelreserveanbieter und Bilanzkreisverantwortliche die Modalitäten für die 
Regelreserve einhalten müssen; 
„Austausch von Regelreserve“ bezeichnet den Austausch von Regelarbeit und/oder 
Regelleistung; 
„Austausch von Regelarbeit“ bezeichnet die Aktivierung von Regelarbeitsgeboten zur 
Bereitstellung von Regelarbeit für einen ÜNB in einem anderen Fahrplangebiet als 
dem, mit dem der Regelreserveanbieter verbunden ist, dessen Gebote aktiviert 
wurden; 
„Austausch von Regelleistung“ bezeichnet die Bereitstellung von Regelleistung für 
einen ÜNB in einem anderen Fahrplangebiet als dem, mit dem der 
Regelreserveanbieter verbunden ist, dessen Leistung beschafft wurde; 
„Übertragung der Verpflichtung zur Bereitstellung von Regelleistung“ bezeichnet die 
Übertragung der Verpflichtung zur Bereitstellung von Regelleistung vom ursprünglich 
kontrahierten Regelreserveanbieter auf einen anderen Regelreserveanbieter; 
„Zeitpunkt der Schließung des Regelarbeitsmarkts“ bezeichnet den Zeitpunkt, ab dem 
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Absatz Begründung 
keine Regelarbeitsgebote für Standardprodukte auf einer gemeinsamen Merit-Order-
Liste mehr eingereicht oder aktualisiert werden dürfen; 
„Standardprodukt“ bezeichnet ein von allen ÜNB für den Austausch von Regelreserve 
definiertes harmonisiertes Regelreserveprodukt; 
„Teilbarkeit“ bezeichnet die Möglichkeit eines ÜNB, Regelarbeits- oder 
Regelleistungsgebote des Regelreserveanbieters hinsichtlich der aktivierten Leistung 
oder des Zeitraums nur teilweise zu nutzen; 
„spezifisches Produkt“ bezeichnet ein Produkt, bei dem es sich nicht um ein 
Standardprodukt handelt; 
„gemeinsame Merit-Order-Liste“ bezeichnet eine nach Gebotspreisen geordnete Liste 
von Regelarbeitsgeboten, die zur Aktivierung dieser Gebote verwendet wird; 

 Erläuterungen zu § 3 – Qualifikationsverfahren 2.3.
Absatz Begründung  
§ 3 Allgemein Die EB-VO sieht ein Qualifikationsverfahren für Regelreserveanbieter für alle drei 

Reservearten vor, für das die ÜNB die Bedingungen festlegen sollen. Diese sind in §3 
der Modalitäten beschrieben. 

Gemäß Artikel 16 Absatz 1 Satz 2 EB-VO ist dem Qualifikationsverfahren ein 
Präqualifikationsverfahren (technische Prüfung) für Regelreserveanbieter 
vorgelagert. Somit ist das Präqualifikationsverfahren ein Bestandteil für die 
Qualifizierung der Regelreserveanbieter, um am Regelreservemarkt bieten zu 
können. 

Gemäß Artikel 18 Abs. 5 Buchstabe a EB-VO müssen die Modalitäten für 
Regelreserveanbieter Bestimmungen für das Qualifikationsverfahren für 
Regelreserveanbieter enthalten. Ein Anbieter qualifiziert sich für die Erbringung von 
Regelreserve durch eine erfolgreiche Präqualifizierung und Abschluss eines 
Regelreserve-spezifischen Vertrages mit dem jeweiligen Anschluss-ÜNB zur 
Erbringung der Regelreserve.  

§ 3 Abs. 1 Nach Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe a der EB-VO müssen die Modalitäten für 
Regelreserveanbieter die Bestimmungen für das Qualifikationsverfahren für 
Regelreserveanbieter gemäß Artikel 16 EB-VO enthalten. 
 
Artikel 16 Absatz 1 EB-VO nimmt eine Unterscheidung zwischen dem 
"Präqualifikationsverfahren", welches gemäß SO-VO durchgeführt werden soll, und 
dem "Qualifikationsverfahren" gemäß EB-VO vor. Paragraph 3 Absatz 1 der 
Modalitäten stellt daher klar, dass das Qualifikationsverfahren aus dem 
Präqualifikationsverfahren für Technische Einheiten, Reserveeinheiten, 
Reservegruppen und Pools sowie dem erfolgreichen Abschluss eines Regelreserve-
spezifischen Vertrages mit dem jeweiligen Anschluss-ÜNB zur Erbringung 
Regelreserve besteht.  
 
Das Präqualifikationsverfahren ist durch einheitliche Bestimmungen für alle 
Regelreservearten sowie regelreservespezifische Anforderungen für FCR, aFRR, 
mFRR geregelt, welche die ÜNB gemäß den Regelungen der SO-VO festgelegt 
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Absatz Begründung  
haben. Diese Klarstellung liegt darin begründet, dass es im Sinne aller Beteiligten ist, 
Klarheit über die Elemente des Qualifikationsverfahrens zu haben resp. einen 
Überblick über diese Elemente zu bekommen. 
 
Um einen einheitlichen, effizienten und transparenten Präqualifikationsprozess 
sicherzustellen, nutzen die ÜNB für die Präqualifikationsverfahren ausschließlich das 
PQ Portal. 

§ 3 Abs. 2 Paragraph 3 Absatz 2 der Modalitäten geht zurück auf die Verpflichtung aus Artikel 
18 Absatz 5 Buchstabe a der EB-VO, wonach die Modalitäten für 
Regelreserveanbieter die Bestimmungen für das Qualifikationsverfahren für 
Regelreserveanbieter gemäß Artikel 16 EB-VO enthalten müssen. Die Verpflichtung 
zum Abschluss eines Regelreserve-spezifischen Vertrages mit dem jeweiligen 
Anschluss-ÜNB zur Erbringung der Regelreserve ist ein wichtiger Bestandteil dieser 
Bestimmungen. 

§ 3 Abs. 3 Paragraph 3 Absatz 3 Modalitäten ergibt sich aus der Verpflichtung aus Artikel 18 
Absatz 5 Buchstabe a der EB-VO, wonach die Modalitäten für Regelreserveanbieter 
die Bestimmungen für das Qualifikationsverfahren für Regelreserveanbieter gemäß 
Artikel 16 EB-VO enthalten müssen. Diese Bestimmungen sollten in der Sichtweise 
der ÜNB auch eine Aussage dazu machen, welche Folgen es hat, wenn die 
Voraussetzungen für eine Qualifikation als Regelreserveanbieter nicht mehr erfüllt 
sind (zum Beispiel, weil die Voraussetzungen für eine Präqualifikation und somit für 
eine Qualifikation nicht mehr erfüllt sind). Es sollte unstrittig sein, dass im letzteren 
Fall eine Teilnahme an Ausschreibungen nicht mehr möglich ist. Die Aussetzung der 
Teilnahme an Ausschreibungen ist insofern die mildeste denkbare Sanktion für eine 
Verletzung der Bestimmungen zur Präqualifikation resp. Qualifikation. Die ÜNB 
verzichten im Sinne einer Reduzierung des Aufwands für alle beteiligten Parteien 
darauf, denkbare weitere Folgen wie z.B. ein verpflichtendes erneutes Durchlaufen 
aller Prüfschritte des Präqualifikations- sowie des Qualifikationsverfahrens explizit 
festzuschreiben. Dadurch wird vermieden, in den MfRRA eine Vorfestlegung zu 
treffen, die die Flexibilität beim Umgang mit den Umständen des konkreten 
Einzelfalls einschränkt. 

 Erläuterungen zu § 4 - Beschaffung und Übertragung 2.4.
Absatz Begründung 
§ 4 Allgemein Der Beschaffungsprozess sowie die zu beschaffenden Produkte sind im Wesentlichen 

durch die Festlegungen der BNetzA geregelt. Aktualisierungen im Rahmen der 
internationalen Kooperationen für FCR und aFRR werden in regionalen Anträgen 
gesondert beantragt. Um etwaige Regelungslücken zu schließen, beantragen die 
ÜNB zusätzlich Modalitäten, die zu großen Teilen dem Status quo der individuellen, 
aber standardisierten Vertragsbeziehung zwischen Anschluss-ÜNB und 
Regelenergieanbieter (Rahmenverträge) entsprechen. 

Entsprechend der Anforderung seitens BNetzA haben die ÜNB eine Aufteilung 
allgemeine und regelreservespezifische Modalitäten vorgenommen.  

§ 4 Abs. 1 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalt. Für FCR stammt dieser aus der 
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Absatz Begründung 
Festlegung BK6-10-097 Tenorziffer 6 Satz 1, für aFRR stammt dieser aus der 
Festlegung BK6-15-158 Tenorziffer 4 Satz 1 und für mFRR stammt dieser aus der 
Festlegung BK6-15-159 Tenorziffer 4 Satz 1. 

§ 4 Abs. 2 Dieser Absatz sichert Transparenz über grenzüberschreitende Aktivitäten der ÜNB zu.
  

§ 4 Abs. 3a-h und j 
sowie Abs. 4 

Spezifizierung für die Produktabgabe, bislang im Rahmenvertrag geregelt. 

§ 4 Abs. 3 i Um eine effiziente Funktionsweise des Marktes zu gewährleisten, wird gemäß Artikel 
30 Absatz 2 Satz 1 EB-VO eine technische Preisobergrenze für Regelarbeit festgelegt. 
Sollte im Zuge der Europäischen Harmonisierung gemäß Artikel 30 Absatz 1 EB-VO 
eine abweichende technische Preisobergrenze festgelegt werden, so wird diese in die 
Modalitäten übernommen. Durch die zeitliche Lücke zwischen dem Entwurf der 
Modalitäten und dem Entwurf des Vorschlages gemäß Artikel 30 EB-VO ist es 
notwendig, dass die Europäischen ÜNB regional eine technische Preisobergrenze 
festlegen. Aus Sicht der ÜNB ist für jeden elektronisch organisierten Marktplatz eine 
technische Preisobergrenze unabdingbar.  
Diese Sichtweise vertreten auch EPEXSPOT und EEX in diversen Beiträgen zur 
Strommarktentwicklung (z.B. Stellungnahme Weißbuch 2015 oder zum Clean Energy 
Package 2017). Als Gründe werden u.a. die Begrenzung der nötigen 
Sicherheitsvorkehrung der Mitglieder, der Schutz von preisunelastischen Geboten 
(die ÜNB Nachfrage ist bislang immer preisunelastisch), und die Begrenzung der 
Auswirkung von Fehlern im Preisberechnungsprozess. 
Die Höhe muss einen Ausgleich zwischen den Risiken der Marktteilnehmer und der 
freien Preisbildung am Markt schaffen. Aus Sicht der ÜNB schafft die vorgeschlagene 
Preisobergrenze diesen Ausgleich, mit einer Tendenz dazu, ein hohes Preisrisiko in 
Kauf zu nehmen, um auch Anlagen mit sehr hohen Grenzkosten die 
uneingeschränkte Marktteilnahme und freie Preisbildung zu erlauben. Die Umstellung 
auf die kombinierte Vergabe aus Leistungs- und Arbeitspreis ermöglicht aus Sicht der 
ÜNB eine Anhebung der technischen Preisobergrenze von 9.999 €/MWh auf das 
vorgeschlagene Niveau. Das im Vergleich zu den technischen Preisobergrenzen des 
Day-ahead- und Intradayhandels deutlich höhere Niveau verhindert eine 
Einschränkung der freien Preisbildung, obwohl der ungleich kleinere 
Regelenergiemarkt deutlich anfälliger für Marktversagen und missbräuchliches 
Verhältnis ist, dass sich auch im Bietverhalten einzelner Anbieter wiederspiegelt und 
am 17.10.2017 zu unangemessen hohen, existenzgefährdenden 
Ausgleichsenergiepreisen führte. Dabei lag keinesfalls ein Knappheitssignal vor, 
sondern zweifelsfrei ein Marktversagen oder missbräuchliches Verhalten. Es gibt kein 
Anzeichen, dass die vorgeschlagene Preisobergrenze die freie Preisbildung am Markt 
einschränkt. 

§ 4 Abs. 5 Gemäß Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe i EB-VO ist es zwingend erforderlich, die 
Bestimmungen für die Abrechnung aufzuführen. Dieser Artikel dient der Klarstellung 
nicht abrechenbarer Kostenbestandteile. Der Artikel entspricht der Regelung aus den 
Rahmenverträgen, die seit Jahren von den Regelenergieanbietern akzeptiert sind. 
Dies dient weiterhin dazu Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. 

§ 4 Abs. 6 Gemäß Artikel 16 Absatz 4 EB-VO muss der Regelreserveanbieter sicherstellen, dass 
die abgegebenen Gebote den Anforderungen entsprechen. Demzufolge ist der 
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Absatz Begründung 
Regelreserveanbieter für die Richtigkeit der Angaben verantwortlich. Da gemäß 
Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe k EB-VO die Modalitäten für Regelreserveanbieter die 
Folgen eines Verstoßes gegen die Modalitäten enthalten müssen, muss in diesem 
Rahmen auch aufgeführt werden welche Folgen unvollständige oder irrtümlich 
abgegebene Gebote haben. 

§ 4 Abs. 7 Dieser Absatz definiert die maximale Angebotsleistung und entspringt den 
Rahmenverträgen. 

§ 4 Abs. 8 Dieser Absatz stellt klar, dass der Anbieter bei ihn bekannten Einschränkungen, z.B. 
durch Wartungsarbeiten am Umspannwerk, die gewöhnlich schriftlich mit langem 
Vorlauf angekündigt werden, an dem der Netzanschluss des Regelreserveanbieters 
realisiert ist, diese in seinen Geboten berücksichtigen muss und keine Leistung 
anbieten darf, die in der entsprechenden Zeitscheibe nicht verfügbar ist. Der Artikel 
entspringt den Rahmenverträgen, die seit Jahren von den Anbietern akzeptiert sind. 
Er bezieht sich explizit nicht auf dem Anbieter nicht bekannte Einschränkungen. 
Diese hat der Anbieter selbstverständlich nicht zu berücksichtigen und 
Einschränkungen daraus selbstverständlich nicht zu vertreten. 

§ 4 Abs. 9 - 14 Diese Absätze regeln Details zur Nutzung der Internetplattform und entspringen den 
Rahmenverträgen, die seit Jahren von den Anbietern akzeptiert sind.  

§ 4 Abs. 15 - 19 Diese Absätze regeln gemäß Artikel 18 Abs. 5 Buchstabe b die Modalitäten bei 
Verzögerungen im Vergabeprozess. Auf Wunsch der Marktteilnehmer wird die 
Bindefrist derart verkürzt, dass auch mFRR-Anbieter nach Ende der Bindefrist noch 
am Day-ahead Handel teilnehmen können. Eine noch kürzere Bindefrist würde aus 
Sicht der ÜNB zu häufigen abgebrochenen Ausschreibungen führen, da beinahe jede 
Verzögerung und nicht nur schwerwiegende Störungen zum Abbruch von 
Ausschreibungen führen würden, ohne dass ein zusätzlicher Nutzen erkennbar wäre. 
Insgesamt wurden die Prozeduren klarer formuliert als in den Rahmenverträgen und 
die Anbieter gewinnen an Sicherheit ab wann die Bindung an die Angebote endet. 

§ 4 Abs. 20a Gemäß Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe b EB-VO muss der ÜNB die Bestimmungen für 
die Beschaffung von Regelleistung in dem Vorschlag für die Modalitäten festlegen. 
Die Bestimmung für die Beschaffung muss nach Artikel 32 Absatz 2 EB-VO sowohl 
marktbasiert als auch wirtschaftlich erfolgen. Die wirtschaftliche Beschaffung wird bei 
Geboten welche ein auffälliges preisliches Missverhältnis aufweisen konterkariert. Um 
daraus erwachsene Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und allen 
Marktteilnehmern einen fairen Wettbewerb zu ermöglichen, sollen solche Gebote 
ausgeschlossen werden können. Insbesondere zum Schutze von 
Bilanzkreisverantwortlichen und Netznutzern sind aus Sicht der ÜNB Gebote von der 
Ausschreibung auszuschließen, die z.B. ausschließlich eine Wette auf eine 
Unterdeckung darstellen. Wir sehen z.B. Gebote mit Leistungspreisen von 999.999 
€/MW, die ohne diese Regelung im Falle einer Unterdeckung bezuschlagt werden 
müssten. Dies hat nichts mit einer marktlichen Beschaffung zu tun und aus Sicht der 
ÜNB sollten die Netznutzer nicht gezwungen werden für dieses lotterieartige 
Bietverhalten aufkommen zu müssen.  

§ 4 Abs. 20b Die ÜNB sind verpflichtet die dimensionierte Menge an Regelenergie zu beschaffen. 
Falls es zu einem fehlerhaften veröffentlichten Bedarfswert kommt, werden die ÜNB 
nicht von dieser Verpflichtung entbunden. In Abwägung von Schaden bei den 
Anbietern, bei einem für alle Marktteilnehmer gleichermaßen falsch veröffentlichten 
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Bedarf, und den Aufwand und das Risiko einer neuen Ausschreibung, ist aus Sicht 
der ÜNB die Durchführung der Ausschreibung mit Bezuschlagung des korrekten 
Bedarfs das korrekte Vorgehen. Die ÜNB werden dafür Sorge tragen, dass dieser Fall 
theoretischer Natur bleibt indem bei der Definition aller relevanten Prozesse mit 
hoher Sorgfalt vorgegangen wird. Da Fehler jedoch nicht ausgeschlossen werden 
könne, schaffen wir mit diesem Artikel Sicherheit für alle Beteiligte. 

§ 4 Abs. 20c Dieser Artikel stellt sicher, dass eine zweite Ausschreibung in jedem Fall durchführbar 
ist. Die Regelung entspringt den Rahmenverträgen, die seit Jahren von den 
Anbietern akzeptiert sind. 

§ 4 Abs. 21 bis 25 Die Artikel konkretisieren die Modalitäten betreffend der Vergabeentscheidung und 
entsprechen den Rahmenverträgen, die seit Jahren von den Anbietern akzeptiert 
sind. 

§ 4 Abs. 26 Nach Einschätzung der ÜNB erübrigt sich mit der Einführung täglicher 
Ausschreibungen mit kurzen Produktlaufzeiten die Notwendigkeit einen Zweitmarkt 
für Regelleistung einzurichten. Der Zweitmarkt hätte nur wenige Stunden geöffnet, in 
denen nicht von einem signifikanten Informationsgewinn auszugehen ist, der die 
Implementierung eines eigenen Marktes rechtfertigen würde. Die Implementierung 
• ist komplex im Aufbau, vergleichbar mit einer zweiten regelleistung.net 
• ist komplex im Betrieb mit ähnlichen Prozessen wie bei regelzonenübergreifender 

Besicherung, allerdings nicht in seltenen Ausnahmefällen bei technischen 
Störungen, sondern müsste für den laufenden Betrieb kontinuierlich sichergestellt 
werden 

• unterliegt MiFID II, was mit zusätzlichen derzeit nicht absehbaren Aufwendungen 
verbunden ist 

Zudem neigt der Zweitmarkt zu Intransparenz. 
Daher gestatten die ÜNB eine Weitergabe der Vorhalteverpflichtungen aus 
wirtschaftlichen Erwägungen nicht. Für technische Ausfälle stehen den Anbietern die 
poolinterne, regelzoneninterne und zukünftig auch die regelzonenübergreifende 
Besicherung zur Verfügung. Die Ausnahme gemäß Artikel 34 Abs. 1 EB-VO ist 
zulässig, da aufgrund der kalendertäglichen Beschaffung die Vertragslaufzeiten für 
Regelreserve auf jeden Fall weniger als eine Woche betragen. Die ÜNB beantragen 
hiermit die Ausnahme für drei Regelreservearten (FCR, aFRR und mFRR). 

 

 Erläuterungen zu § 5 – Aggregation 2.5.
Absatz Begründung  
§ 5 Abs. 1 Nach Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe c der EB-VO müssen die Modalitäten für 

Regelreserveanbieter "die Bestimmungen und Bedingungen zur Aggregation von 
Verbrauchsanlagen, Energiespeicheranlagen und Gesamteinrichtungen zur 
Stromerzeugung in einem Fahrplangebiet als Regelreserveanbieter" enthalten. 
Paragraph 5 Absatz 1 MfRRA stellt daher klar, dass hinsichtlich dieser Bestimmungen 
die Vorgaben der PQ-Bedingungen anwendbar sind, welche wiederum auf die 
relevanten Regelungen der SO-VO zurückgehen. So findet sich bspw. die 
Legaldefinition von "Reserveeinheiten" und "Reservegruppen" in der SO-VO. Es 
handelt sich insofern um eine "Arbeitsteilung" zwischen den beiden Verordnungen 
EB-VO und SO-VO, welche in den Inhalten von MfRRA einerseits und PQ-
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Bedingungen andererseits ihren Niederschlag findet. Diese "Arbeitsteilung" im Sinne 
eines Verweises auf die PQ-Bedingungen ist in der EB-VO im Interesse eines 
effizienten, Doppelarbeit und mögliche Inkonsistenzen vermeidenden Verfahrens 
ausdrücklich vorgesehen (vgl. bspw. Verweise auf die einschlägigen Artikel 159 und 
162 der SO-VO in Artikel 16 Absatz 1 EB-VO, Artikel 16 Absatz 5 EB-VO, Artikel 18 
Absatz 5 Buchstabe f EB-VO). 

§ 5 Abs. 2 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte. Für FCR stammt dieser aus der 
Festlegung BK6-10-097 Tenorziffer 8 Satz 1, 3 und 4 für aFRR stammt dieser aus der 
Festlegung BK6-15-158 Tenorziffer 6 und für mFRR stammt dieser aus der 
Festlegung BK6-15-159 Tenorziffer 7. 

 Erläuterungen zu § 6 – Datenbereitstellung während des 2.6.
Präqualifikationsverfahrens und des Betriebs des Regelreservemarkts 

Absatz Begründung  
§ 6 Allgemein Paragraph 6 MfRRA ergibt sich aus der Verpflichtung aus Artikel 18 Absatz 5 

Buchstabe d der EB-VO, wonach die Modalitäten für Regelreserveanbieter "die 
Anforderungen an die dem Anschluss-ÜNB sowie gegebenenfalls dem Reserven 
anschließenden VNB während des Präqualifikationsverfahrens und des Betriebs des 
Regelreservemarkts bereitzustellenden Daten und Informationen" enthalten müssen. 

§ 6 Abs. 1   Paragraph 6 Absatz 1 MfRRA formuliert die generelle Verpflichtung von 
Regelreserveanbietern (resp. prospektiven Regelreserveanbietern), Daten und 
Informationen bereitzustellen. Der einschlägige EB-VO-Artikel sieht explizit eine 
Lieferpflicht für das Präqualifikationsverfahren und hiervon losgelöst eine Lieferpflicht 
für den Betrieb des Regelreservemarkts vor. Beide Situationen werden daher 
nachfolgend in den MfRRA behandelt. 

§ 6 Abs. 2 a Paragraph 6 Absatz 2 MfRRA konkretisiert die Datenlieferpflichten mit Bezug zum 
Präqualifikationsverfahren. Die gemäß Paragraph 6 Absatz 2 Buchstabe a zu 
übermittelnden Stammdaten werden der Übersichtlichkeit halber in einem Anhang 
zusammengefasst, welcher vollumfänglich Teil der MfRRA ist (Anhang C). Die darin 
enthaltenen Datenpunkte sind teilweise organisatorischer Natur (bspw. Name des 
Regelreserveanbieters, Zeitpunkt der Antragstellung etc); es sollte unstrittig sein, 
dass diese Informationen für die Bearbeitung der Antragsunterlagen und ggf. den 
späteren Betrieb erforderlich sind. Beispielsweise ermöglicht die Angabe von 
"Kraftwerksbezeichnung", "TE-Bezeichnung" und "Bezeichnung der Technischen 
Einheit (anbieterintern)" die blockscharfe und für beide Seiten eindeutige 
Identifikation im Austausch von Kontaktstelle des Anschluss-ÜNB und Kontaktstelle 
des Regelreserveanbieters. Die Erfassung von Informationen zu Eigentümer und 
Betreiber zusätzlich zum Regelreserveanbieter ermöglicht die direkte 
Kontaktaufnahme mit diesen falls erforderlich. Ein anderes Beispiel ist die Forderung 
nach Angabe der BNetzA-Kraftwerksnummer, welche einen Abgleich mit der 
Kraftwerksliste der BNetzA erleichtert. Die Angabe des Erbringungsbilanzkreises ist 
für die Abrechnung unerlässlich. Auch die Abfrage technischer Informationen wie 
Maximal- und Minimal-Leistung, Netzanschlusspunkt etc sollte unkritisch sein. Die 
ÜNB haben die Liste auf Basis der Konsultationsanmerkungen mit dem Ziel einer 
"Entrümpelung" überarbeitet und auch eine klare Unterscheidung zwischen 
obligatorischen Daten und nicht obligatorischen Daten vorgenommen. 
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Absatz Begründung  
§ 6 Abs. 2 b Es sollte unstrittig sein, dass die in Anhang C beschriebenen Datenpunkte allein nicht 

ausreichend sind, um eine Eignung als Regelreserveanbieter zu bestätigen resp. zu 
verneinen. Ein Grund hierfür ist die enorme Heterogenität der TE und auch der 
Regelreserveanbieter. Paragraph 6 Absatz 2 Buchstabe b stellt daher sicher, dass die 
Umstände des Einzelfalls auf Basis zusätzlich zu den Stammdaten geforderter 
Informationen adäquat beurteilt werden können. Die zusätzlich geforderten 
Informationen sind wie folgt begründet: 
--Erbringungskonzept: Der Anbieter soll mit eigenen Worten beschreiben, auf Basis 
welcher Technologie und welcher betrieblichen Umstände er in der Lage ist, den 
Anforderungen entsprechend Regelleistung vorzuhalten und zu erbringen. Den ÜNB 
geht es hierbei nicht um eine möglichst detaillierte und alle Einzelheiten umfassende 
Darstellung. Vielmehr soll die Beschreibung im Erbringungskonzept einem 
sachverständigen Dritten plausibel machen, dass und wie der Anbieter mit seinen TE 
dazu in der Lage ist, die jeweilige Regelleistungsart vorzuhalten und zu erbringen. 

• Konzept zur informationstechnischen Anbindung (im Falle der mFRR inklusive 
Anbindung an den MOLS): Die Erforderlichkeit der informationstechnischen 
Anbindung ergibt sich zum einen aus der Notwendigkeit, in Echtzeit die 
tatsächliche Verfügbarkeit und das korrekte Funktionieren der TE etc 
überprüfen zu können. Im Falle von aFRR und mFRR müssen auch die 
Vorgaben an den Anbieter hinsichtlich der Erbringung, also die 
Abrufinstruktionen, über eine IT-Verbindung vom ÜNB zum Anbieter 
gelangen. All' dies setzt voraus, dass der Anbieter sich mit der Problematik 
der informationstechnischen Anbindung auseinandergesetzt und eine 
entsprechende IT-Infrastruktur eingerichtet hat. Das Konzept zur 
informationstechnischen Anbindung soll einem sachverständigen Dritten 
erlauben, die entsprechenden Vorbereitungen auf Anbieterseite als 
(mindestens) "ausreichend" zu plausibilisieren. 

• Daten zu Betriebsfahrten und weiteren Tests: So wie es bei einer 
Führerscheinprüfung zusätzlich zur theoretischen Prüfung eine praktische 
Prüfung gibt, so können sich auch die ÜNB nicht darauf beschränken, 
gewissermaßen nach Aktenlage über einen Qualifikations- resp. 
Präqualifikationsantrag zu entscheiden. Der Antragsteller muss daher mit 
den Antragsunterlagen auch die praktische Eignung - bspw. die Erfüllung der 
Anforderungen hinsichtlich der Dynamik - durch Übermittlung 
entsprechender Datensätze nachweisen, wobei die Datensätze sich auf 
standardisierte und damit diskriminierungsfreie Testverfahren 
("Doppelhöckerkurve") stützen. 

• Bescheinigung des ANB: Die ÜNB müssen sich auf die korrekte Vorhaltung 
und Erbringung von Regelreserve verlassen können. Dafür ist es erforderlich, 
dass der Erbringung und dem Transport der Leistung grundsätzlich keine 
Hindernisse entgegenstehen. Soweit der Anschluss-ÜNB selbst ANB ist, kann 
eine entsprechende Prüfung durch den Anschluss-ÜNB erfolgen. In vielen 
Fällen ist eine zu präqualifizierende TE aber auf einer niedrigeren 
Spannungsebene angeschlossen. In letzterem Fall sollte der ANB entweder 
bestätigen, dass es unter dem bestehenden Netzanschlussvertrag keine 
Einschränkungen hinsichtlich der Vorhaltung und Erbringung von 
Regelleistung gibt, oder er sollte die Einschränkungen genau beschreiben, 
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damit eine Beurteilung der Eignung der TE möglich ist. 

• Bestätigung der BK-Zugehörigkeit sowie des Eigentümers resp. Betreibers: 
Es ist für die Abrechnung unerlässlich, dass der Anschluss-ÜNB den 
Erbringungsbilanzkreis des Regelreserveanbieters kennt. Dies setzt voraus, 
dass der Anbieter überhaupt einen entsprechenden Bilanzkreisvertrag 
abgeschlossen hat resp. die TE des Anbieters in dem entsprechenden 
Bilanzkreis berücksichtigt werden. Der Anbieter soll dies formlos in einer 
Eigenerklärung bestätigen. Da Reservenanbieter, Eigentümer und Betreiber 
nicht notwendigerweise identisch sind, aber alle drei bei der korrekten 
Vorhaltung und Erbringung von Regelleistung eine Rolle spielen resp. 
eingebunden sein müssen, soll der Anbieter den ggf. abweichenden 
Eigentümer und / oder Betreiber nennen und bestätigen, dass die 
erforderliche Abstimmung erfolgt ist. 

• Lieferantenbescheinigung: Die Erforderlichkeit einer Abstimmung zwischen 
Regelreserveanbieter und einem ggf. von diesem abweichenden Lieferanten 
ergibt sich bereits aus dem Beschluss BK6-17-046. Für die ÜNB ist von 
besonderer Bedeutung, dass die Bilanzkreisbewirtschaftung eines Lieferanten 
nicht die Regelleistungserbringung durch den Regelreserveanbieter 
kompensiert. Die Lieferantenbescheinigung soll dokumentieren, dass eine 
entsprechende Abstimmung zwischen Regelreserveanbieter und Lieferant 
erfolgt ist und insofern eine korrekte Erbringung der Regelleistung nicht in 
Frage gestellt ist. 

• Selbstverpflichtung des Reservenanbieters: Die Regelreserveanbieter haben 
seit der Liberalisierung des Strommarktes mehr und mehr Flexibilität 
gewonnen und eine zunehmend aktivere Rolle und damit auch mehr 
Verantwortung im gesamten Prozess der Regelleistungsvorhaltung und -
erbringung übernommen. Im Rahmen dieser Entwicklung sind die ÜNB mehr 
und mehr dazu übergegangen, auf ein entsprechendes proaktives Verhalten 
der Anbieter zu vertrauen, statt in höchstem Detailgrad aufwändige eigene 
Überprüfungen vorzunehmen. Allerdings erfordert dieser Ansatz, dass die 
ÜNB sich tatsächlich auf die Sorgfalt der Anbieter verlassen können und der 
Anbieter mit erheblichen Sanktionen rechnen muss, falls dieses Vertrauen 
sich als nicht gerechtfertigt herausstellt. Die Selbstverpflichtung des 
Reservenanbieters erinnert den Anbieter an die entsprechenden 
Verpflichtungen und dient dazu, diese gerichtsfest zu dokumentieren. 

§ 6 Abs. 3 Paragraph 6 Abs. 3 stellt eine notwendige Forderung dar, da eine funktionsfähige 
Verbindung zwischen Anbieter und ÜNB unerlässlich für die Bereitstellung der 
Echtzeitdaten und im Falle der aFRR auch die Entgegennahme der Abrufe ist. Die 
Prüfung umfasst im Falle der mFRR auch die korrekte Anbindung an den MOLS. Die 
genauen Vorgaben hierzu sind in den Präqualifikationsanforderungen definiert. 

§ 6 Abs. 4 Für die Übertragung der Echtzeitdaten muss es einen definierten Übergabepunkt 
vom Anbieter an den ÜNB geben. Dieser Übergabepunkt befindet sich in der Regel 
an den Leitwarten des ÜNB und wird durch den Anschluss-ÜNB festgelegt. 
Für die Übermittlung der Präqualifikationsunterlagen ist das PQ-Portal der ÜNB zu 
nutzen. 

§ 6 Abs. 5 Wie bereits vorangehend erläutert sieht der einschlägige EB-VO- Artikel explizit eine 
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Pflicht zur Lieferung von Informationen im Zusammenhang mit dem 
Präqualifikationsverfahren und hiervon losgelöst eine Pflicht zur Lieferung von 
Informationen im Zusammenhang mit dem Betrieb des Regelreservemarkts vor. 
Paragraph 6 Absatz 5 MfRRA stellt klar, dass die Informationen im Zusammenhang 
mit dem Betrieb des Regelreservemarkts in Paragraph 8 beschrieben sind. Letztere 
Klarstellung hat lediglich redaktionellen Charakter; der Verweis ermöglicht aber eine 
einfache Zuordnung von den Vorgaben der EB-VO zu den Paragraphen der MfRRA. 

§ 6 Abs. 6 Paragraph 6 Absatz 6 formuliert eigentlich eine Selbstverständlichkeit. Aus Gründen 
der Verbindlichkeit und Rechtssicherheit soll aber in den MfRRA unmissverständlich 
klargestellt werden, dass der Regelreserveanbieter die Verantwortung dafür trägt, 
die betreffenden Daten permanent auf dem aktuellen Stand zu halten. Die explizite 
Klarstellung dieser Verpflichtung in den MfRRA schafft zugleich einen eindeutigen 
Anknüpfungspunkt für die gemäß Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe k EB-VO 
festzulegenden Folgen eines Verstoßes gegen die für Regelreserveanbieter geltenden 
Modalitäten. 

 Erläuterungen zu § 7 – Zuordnung der Bilanzkreisverantwortlichen 2.7.
Absatz Begründung  
§ 7 Abs. 1 Nach Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe e der EB-VO müssen die Modalitäten für 

Regelreserveanbieter "die Bestimmungen und Bedingungen für die Zuweisung jedes 
Regelarbeitsgebotes eines Regelreserveanbieters zu einem oder mehreren 
Bilanzkreisverantwortlichen" enthalten. Paragraph 7 Absatz 1 dient der Umsetzung 
dieser Vorgabe auf eine möglichst einfache und pragmatische Weise. 

 Erläuterungen zu § 8 – Datenbereitstellung für die Bewertung der Erbringung 2.8.
Absatz Begründung  
§ 8 Allgemein Paragraph 8 MfRRA ergibt sich aus der Verpflichtung aus Artikel 18 Absatz 5 

Buchstabe f der EB-VO, wonach die Modalitäten für Regelreserveanbieter "die 
Anforderungen an die dem Anschluss-ÜNB sowie gegebenenfalls dem Reserven 
anschließenden VNB bereitzustellenden Daten und Informationen [enthalten 
müssen], damit die Erbringung von Regelreserve gemäß Artikel 154 Absätze 1 und 8, 
Artikel 158 Absatz 1 Buchstabe e (...) der Verordnung (EU) 2017/1485 bewertet 
werden kann."  

Paragraph 8 MfRRA konkretisiert die Datenlieferpflichten mit betrieblichem Bezug. 
Diese Daten sind die Grundlage für die in der EB-VO implizit geforderte Bewertung 
der Erbringung und sie entsprechen zugleich den in Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe d 
angesprochenen "während (...) des Betriebs des Regelreservemarkts 
bereitzustellenden Daten und Informationen." 

§ 8 Abs. 1 Die gemäß Paragraph 8 Absatz 1 zu übermittelnden Daten werden der 
Übersichtlichkeit halber in einem Anhang zusammengefasst, welcher vollumfänglich 
Teil der MfRRA ist (Anhang D). Die Forderung nach den darin beschriebenen 
Datenpunkten ist wie folgt begründet: 
 
Zunächst sei dargelegt, warum Daten teilweise sowohl online wie auch mit 
Zeitverzug offline übermittelt werden sollen. Zum einen wäre die Online-
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Übermittlung aller Daten mit einem enormen Aufwand verbunden. Die zusätzliche 
Übermittlung der Offline-Daten kann helfen Daten zu plausibilisieren. In jedem Falle 
müssen die Daten dauerhaft offline zur Verfügung stehen, um ex post überprüfen zu 
können, dass der Anbieter sich in jeder Hinsicht vertragskonform verhalten hat. 
Was die Datenpunkte selbst angeht so lässt sich zunächst anmerken, dass für jede 
der drei Regelreservearten im Prinzip jeweils eine Daten-Anforderung auf Ebene von 
TE, von Reserveeinheit und Reservegruppe sowie des Pools möglich ist. Allerdings 
sind unter Umständen nicht alle diese Datenpunkte sinnvoll bzw. definiert. 
Entsprechend sind manche Zellen der Tabelle leer. 
 
Die Angabe des "Status" ist essentiell, um die korrekte Vorhaltung und Erbringung 
überwachen zu können. Wenn eine TE, Reserveeinheit/-gruppe oder ein Pool 
Regelleistung vorhält, so muss sich dies in der entsprechenden Statusmeldung 
niederschlagen. Das entsprechende Datum liefert daher eine erste, notwendige 
wenngleich nicht hinreichende Bedingung dafür, dass Regelleistung korrekt 
vorgehalten und erbracht wird. Auch die "Poolzuordnung" erlaubt eine gewisse 
Plausibilisierung; bspw. kann ein Pool, dem lediglich zwei Reservegruppen mit jeweils 
10 MW präqualifizierter Leistung zugeordnet sind, nicht 50 MW Regelleistung 
erbringen. Im Übrigen wollen die ÜNB natürlich die Einhaltung der Vorgabe 
sicherstellen, wonach eine Reserveeinheit oder Reservegruppe während einer 
Viertelstunde nur einem einzigen Pool zugeordnet sein darf. 
 
Ohne Kenntnis der (Ist-) "Einspeisung" und des "Arbeitspunktes" ist eine 
Bestimmung der Regelleistungseinspeisung nicht möglich, denn im Prinzip entspricht 
die erbrachte Regelleistung stets der Differenz aus Einspeisung und Arbeitspunkt. Da 
auch der vom Anbieter selbst bestimmte "Regelleistungsistwert" gefordert wird resp. 
gefordert werden könnte lassen sich Inkonsistenzen leicht identifizieren. Die Kenntnis 
des vom Anbieter bestimmten "Sollwerts" resp. des "aFRR-Soll-Echowerts" erlaubt 
es, mögliche Fehler bei der Bestimmung resp. Übertragung des Sollwerts zu 
erkennen.  
 
Die "gemessene Frequenz" ist natürlich nur im Falle der FCR relevant und erlaubt es, 
den FCR-Sollwert zu bestimmen, mit dem dann der FCR-Istwert verglichen werden 
kann. 
 
Der "vorauseilende Arbeitspunkt" ist für das Monitoring wichtig, denn wenn der 
Anbieter den geplanten Arbeitspunkt im Voraus melden muss, dann kann eine 
fehlende Reaktion auf einen Abruf von Regelleistung nicht damit erklärt werden, dass 
der Anbieter ohne den Abruf seinen Arbeitspunkt herunter- resp. hochgefahren 
hätte. 
Artikel beschreibt Umfang der Daten und Informationen, die für eine Bewertung der 
Erbringung erforderlich ist. 
 
Das "Regelband" ergibt sich aus der Aufteilung der bezuschlagten Leistung auf die 
TE eines Pools (falls nur eine TE im Pool: TE-Regelband = Pool-Regelband). Die 
Summe der Regelbänder muss jeweils der bezuschlagten Leistung entsprechen. Falls 
diese Gleichung nicht aufgeht kann dies ein Hinweis auf eine fehlerhafte Vorhaltung 
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und Erbringung sein. 
 
Die "Leistungsgrenze" ist ein unabhängig von den Ausschreibungsergebnissen 
bestimmtes, rein technisches Datum, nämlich die Einspeiseleistung resp. 
Entnahmeleistung, bis zu der eine TE maximal hoch- resp. herunterregelbar ist. Die 
Kenntnis dieses Datums erlaubt die Definition weiterer Konsistenzchecks. So wäre 
bspw. ein die Leistungsgrenze überschreitender Regelleistungs-Istwert nicht 
plausibel. Die Übermittlung der "bezuschlagten Leistung" erlaubt dem ÜNB einen 
Abgleich gegen die Ausschreibungsergebnisse.  
 
Das Datum "Gradient" ist nur im Falle der aFRR relevant und erlaubt es ggf. dem 
Anbieter, einen individuellen Pool-Gradient an den ÜNB zu übermitteln und diesen 
auch anzupassen.  
 
Das Datum "Arbeitsvermögen" ist nur im Falle von Reserveeinheiten und -gruppen 
mit begrenztem Energiespeicher relevant und ermöglicht dem ÜNB eine Abschätzung 
der von einer TE, Reserveeinheit oder -gruppe resp. einem Pool noch abrufbaren 
Arbeit. 

§ 8 Abs. 2 Die Form und Art der an den ÜNB zu übermittelnden und zu archivierenden Daten 
für Technische Einheiten, Reserveeinheiten, Reservegruppen und den jeweiligen Pool 
sind standardisiert für alle Anbieter und lehnt sich auf die Bedürfnisse der ÜNB zur 
Prüfung der Vorhaltung und Erbringung an. 

§ 8 Abs. 3 Vor dem Hintergrund extremer Ereignisse, wie z.B. den sehr hohen 
Ausgleichsenergiepreisen im Oktober 2017, ist es notwendig, dass die Möglichkeit zur 
kurzfristigen Aufklärung solcher Sachverhalte erhalten bleibt. Daher soll die 
Verpflichtung für Regelreserveanbieter den Anschluss-ÜNB bei der Kontrolle der 
Vorhaltung und Erbringung zu unterstützen, festgeschrieben werden. 

§ 8 Abs. 4 Dieser Paragraph beschreibt zeitliche Vorgaben zur Bereitstellung der Daten. Die 
Fristen orientieren sich an die derzeitigen Abrechnungsprozesse. 

§ 8 Abs. 5 Offline- und Echtzeitdaten dienen als Nachweis der vorgehaltenen und erbrachten 
Regelleistung. Inkonsistenzen oder fehlende Daten müssen damit als nicht korrekt 
erbrachten Nachweis betrachtet werden und müssen daher folgerichtig als 
Vertragsverletzung gewertet.  

 Erläuterungen zu § 9 – Standort 2.9.
Absatz Begründung  
§ 9 Abs. 1 Nach Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe g der EB-VO müssen die Modalitäten für 

Regelreserveanbieter "die Angabe eines Standorts für jedes Standardprodukt und 
jedes spezifische Produkt (...)" enthalten. Paragraph 9 Absatz 1 nimmt also zum 
einen die entsprechende Definition vor und schreibt zum anderen die etablierte 
Praxis der Zuordnung eines jeden über die Internetplattform abgegebenen Gebots zu 
einer LFR-Zone fest. Dies erlaubt eine Umsetzung der Vorgabe mit minimalem 
Aufwand für alle Beteiligten; insbesondere auch die Anbieter. 

§ 9 Abs. 2 Gemäß Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe g EB-VO muss der Standort für jedes Produkt 
unter Berücksichtigung der Bestimmungen und Bedingungen zur Aggregation 
angegeben werden. Zur Sicherstellung der Systemsicherheit ist es im Rahmen der 
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Absatz Begründung  
Netzbetriebsplanung und Netzführung für den Anschluss-ÜNB wichtig, vorab 
Kenntnis von den Technischen Einheiten, die für die Erbringung von Regelreserve am 
nächsten Tag konkret vorgesehen sind, zu erlangen. Diese Informationen werden zur 
Früherkennung möglicher kurzfristiger ggf. lokaler Netzengpässe und auch im Falle 
von kurzfristig notwendigen Netzarbeiten benötigt, auch zunehmend von den 
Betreibern der unterlagerten Netzebenen, die auch auf Informationen von Anlagen 
angewiesen sind, die nicht unter die verpflichtenden Datenmeldungen fallen.  

 

 Erläuterungen zu § 10 – abrechenbares Arbeitsvolumen 2.10.
Absatz  Begründung 
§10 Allgemein Der Paragraph bezieht sich auf die Vorgaben zur Definition des Regelreserveistwertes 

in den PQ-Bedingungen sowie auf die Bestimmungen zum Arbeitsvolumen zur 
Abrechnung der Vorhaltung von Reserveleistung und zur Abrechnung der Erbringung 
von Reservearbeit der jeweiligen Reservearten.  

§ 10 Abs. 1 Gemäß Artikel 45 Absatz 1 Buchstabe a EB-VO erfolgt die Berechnung des 
Arbeitsvolumens auf der Grundlage der angeforderten oder gemessen Aktivierung 
der Regelreserve. 

§ 10 Abs. 2 Regelleistungsistwerte sind eine zentrale Größe für zahlreiche Vorgaben im PQ-
Verfahren. Es ist deshalb sachgerecht, dass diese in den PQ-Bedingungen definiert 
werden. Die ÜNB streben die Weiterentwicklung der bestehenden Verfahren zur 
Bestimmung der Regelleistungsistwerte an, die auch konsultiert werden. 

 

 Erläuterungen zu § 11 – Abrechnung der Vorhaltung und Erbringung und Frist 2.11.
für die Abrechnung 

 

Absatz Begründung 
§ 11 Abs. 1 & 2 Gemäß Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe i EB-VO müssen die Modalitäten für 

Regelreserveanbieter Bestimmungen für die Abrechnung mit einem 
Regelreserveanbieter enthalten. Dieser Maßgabe wird hiermit nachgegangen. Die 
Grundzüge entsprechend den bereits bestehenden Regelungen oder der gelebten 
Praxis zur Abrechnung, sofern diese nicht vertraglich geregelt war, aber eine 
Regelung sinnvoll ist 

 

 Erläuterungen zu § 12 - Verstoß gegen die Modalitäten  2.12.
 

Absatz Begründung  
§ 12 Allgemein Paragraph 12 MfRRA ergibt sich aus der Verpflichtung aus Artikel 18 Absatz 5 

Buchstabe k der EB-VO, wonach die Modalitäten für Regelreserveanbieter "die 
Folgen eines Verstoßes gegen die für Regelreserveanbieter geltenden Modalitäten" 
enthalten müssen. Während die ÜNB im Falle der anderen Vorgaben des Artikels 18 
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Absatz Begründung  
Absatz 5 EB-VO im Lichte der Konsultationsanmerkungen bemüht waren, den 
Antragstext auf die wesentlichen vom Gesetzgeber geforderten Inhalte zu 
beschränken, so ist Paragraph 12 MfRRA deutlich detaillierter. Der Grund dafür liegt 
darin, dass auch die nicht vertragsgemäße Vorhaltung und Erbringung einen Verstoß 
gegen die MfRRA darstellt. Um den Anbietern zum Nutzen aller Netzentgeltzahler 
und aller Bilanzkreisverantwortlichen Anreize für ein vertragskonformes Verhalten zu 
geben, ist den ÜNB sehr daran gelegen, auch eine Pönalregelung in den MfRRA zu 
verankern. Die ÜNB sind sich der Tatsache bewusst, dass Regelungen zur 
Pönalisierung einer fehlerhaften Vorhaltung und Erbringung für die Anbieter in 
besonderer Weise eine Belastung darstellen können bzw. als eine solche empfunden 
werden. Durch die explizite Aufnahme der Pönalregelung in den Antrag gemäß 
Artikel 18 Absatz 5 EB-VO ist eine Prüfung des ÜNB-Vorschlags durch die 
Bundesnetzagentur gewährleistet. Die ÜNB sind überzeugt davon, dass der 
aktualisierte Vorschlag zur Pönalisierung ausgewogen ist. Die Bundesnetzagentur als 
neutraler Dritter wird diese Einschätzung auf den Prüfstand stellen und ggf. 
Anpassungen verlangen. Die ÜNB sind überzeugt davon, dass es letztlich im Sinne 
aller Beteiligten ist, wenn deutliche Anreize für vertragskonformes Verhalten gesetzt 
werden, und sie gehen davon aus, dass die Prüfung und ggf. Genehmigung durch 
die BNetzA die Akzeptanz der entsprechenden Regelungen deutlich erhöhen wird. 

§ 12 Abs. 1 Absatz 1 regelt zunächst allgemein die Folgen von Verstößen gegen die MfRRA. 
Grundsätzlich führt jeder Verstoß gegen die MfRRA zur Aussetzung der Qualifizierung 
des Anbieter, der in diesem Falle nicht mehr an Ausschreibungen teilnehmen kann. 
Die Präqualifikation ist ein separater Prozess resp. ein Teil des 
Qualifikationsverfahrens. Die Möglichkeit der dauerhaften Disqualifizierung und des 
damit verbundenen Verlusts von Einnahmen aus der Teilnahme am 
Regelleistungsmarkt ist in den MfRRA bewusst explizit vorgesehen. Auch im 
Wiederholungsfall wird es in dieser Hinsicht keinen Automatismus geben, sondern 
die ÜNB werden im Lichte der Umstände des konkreten Einzelfalls über das 
angemessene Vorgehen entscheiden. 
 
Wie bereits erwähnt sind für Verstöße gegen die Vorhalte- resp. Erbringungspflicht 
besondere Pönalregelungen vorgesehen. Diese werden in den Absätzen 2 bis 7 
beschrieben. 

§ 12 Abs. 2 Absatz 2 stellt klar, dass zusätzlich zu den Regelungen von § 12 weitere Vorgaben 
zur Pönalisierung in den regelartenspezifischen Passagen der MfRRA zu 
berücksichtigen sind. 

§ 12 Abs. 3 Absatz 3 regelt Verstöße gegen die Vorhaltepflicht. Im Falle solcher Verstöße hat der 
ÜNB das Recht (nicht die Verpflichtung), eine Pönale zu verlangen. 
Selbstverständlich werden die Pönalregelungen diskriminierungsfrei angewendet 
werden. Es erscheint aber nicht sinnvoll, die ÜNB unabhängig von den Umständen 
des Einzelfalls dazu zu verpflichten, nicht vertragskonformes Verhalten mit einer 
Pönale zu sanktionieren. Diese Flexibilität sollte auch im Interesse der Anbieter sein. 
Der Artikel beschreibt ferner Situationen, in denen eine Verletzung der 
Vorhaltepflicht eingetreten ist. 

§ 12 Abs. 4 Der Absatz regelt die Vorgaben zur Kürzung der Vergütung für die 
Leistungsvorhaltung im Falle von Verletzungen der Leistungsvorhaltungspflicht. 
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Absatz Begründung  
§ 12 Abs. 5 Die Berechnungsvorschrift für die maximale Pönale ist an das "Ausmaß" der 

Vertragsverletzung geknüpft. Dies sollte die Akzeptanz für diese Pönalregelung 
erhöhen. Als nicht vertragsgemäß vorgehaltene Leistung wird die Leistung 
betrachtet, die dem ÜNB im Mittel über eine Viertelstunde nicht zur Verfügung stand. 
Bei einem Ausfall der Datenverbindung entspricht dies der gesamten betroffenen 
Leistung. Als Zeitraum des Ausfalls werden immer volle Viertelstunden 
zugrundegelegt. Eine IT-Störung z. B. während der Vorhaltung und und/oder 
Erbringung von aFRR von 14:14:56 bis 14:15:06 führt also dazu, dass zwei volle 
Viertelstunden als nicht verfügbar betrachtet werden. Die Orientierung am höchsten 
in der jeweils betreffenden Viertelstunde gezahlten Preis liegt darin begründet, dass 
dieser Preis ein Indikator für den Anreiz ist, Regelleistung nicht vertragskonform zu 
erbringen, sondern die entsprechende Leistung anderweitig zu vermarkten. Die 
Regelung für den Fall negativer Preise stellt sicher, dass ein Anbieter für 
vertragswidriges Verhalten nicht irrtümlich belohnt wird. 

§ 12 Abs. 6 Absatz 6 regelt Verstöße gegen die Erbringungspflicht und verweist auf die 
regelartenspezifischen Vorgaben hierzu. 

§ 12 Abs. 7 Absatz 7 stellt die Schadensersatzpflicht des sich vertragswidrig verhaltenden 
Anbieters klar. Insbesondere wird klargestellt, dass die Pönale unabhängig vom 
Schadensersatz ist und diese Beträge nicht etwa miteinander verrechnet werden. 

 

3. Erläuterungen zu Titel II - Regelartenspezifische Bestimmungen - Kapitel 1 

  Erläuterungen zu § 13 – Beschaffung 3.1.
Absatz Begründung 
§ 13 Allgemein Die Marktentwicklung der FCR erfolgt gemeinsam mit unseren Europäischen 

Nachbarn in der FCR-Kooperation. Die entsprechende Konsultation gemäß Art. 33 
EB-VO wurde bereits durchgeführt. Nachdem der entsprechende Art. 33 EB-VO 
Antrag genehmigt wurde, werden die Modalitäten entsprechend angepasst. Für den 
Fall, dass sich die Genehmigung des Art. 33 Antrags der FCR Kooperation auf ein 
Datum nach Inkrafttreten der Modalitäten verzögert, haben die ÜNB die derzeitigen 
Regelungen für FCR in die Modalitäten aufgenommen und beantragen zusätzlich 
jene, die nicht bereits durch die PRL Festlegung BK6-10-097 durch die 
Bundesnetzagentur festgelegt wurden. 

§ 13 Abs. 1  Gemäß Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe b EB-VO muss der ÜNB die Bestimmungen für 
die Beschaffung von Regelleistung in dem Vorschlag für die Modalitäten festlegen. 
Dazu zählt insbesondere die Produktdefinition. Die weitere Produktentwicklung 
obliegt der FCR Kooperation. 

§ 13 Abs. 2 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 
Tenorziffer 1. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung durch 
FCR ersetzt. 

§ 13 Abs. 3 Es handelt sich bei Satz 1 bis 4 um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-
097 Tenorziffer 2. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung 
durch FCR ersetzt. 

§ 13 Abs. 4 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 
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Absatz Begründung 
Tenorziffer 3 Satz 1. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung 
durch FCR ersetzt. 

§ 13 Abs. 5 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 
Tenorziffer 4. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung durch 
FCR ersetzt. 

§ 13 Abs. 6 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 
Tenorziffer 5. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung durch 
FCR ersetzt. 

§ 13 Abs. 7 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 
Tenorziffer 1 Satz 2. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung 
durch FCR ersetzt. 

§ 13 Abs. 8 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 
Tenorziffer 7. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung durch 
FCR ersetzt. 

 

 Erläuterungen zu § 14 – Aggregation 3.2.
Absatz Begründung 
§ 14 Abs. 1  Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 

Tenorziffer 8 Satz 1 und 2. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Primärregelleistung durch FCR ersetzt. 

 Erläuterungen zu § 15 – abrechenbares Arbeitsvolumen 3.3.
Absatz  Begründung 
§ 15 Abs. 1 Gemäß den Regelungen der EB-VO ergibt sich keine unbedingte Verpflichtung zur 

Abrechnung der Regelarbeit für FCR.  Gemäß den bestehenden Prozessen soll auch 
weiterhin keine Abrechnung der Energiemengen für FCR abgerechnet und vergütet 
werden. Die arbeitsabhängigen Kosten werden somit weiterhin über den 
Leistungspreis abgegolten. 

 Erläuterungen zu § 16 – Verstoß gegen die Modalitäten 3.4.
Absatz Begründung 
§ 16 Abs. 1 Die Modaltätet sowie die Präqualifikationsbedingungen stellen die 

Rahmenbedingungen zur Teilnahme an den Märkten für Regelleistung dar und sollen 
eine zuverlässige und bedarfsgerechte Lieferung der angeforderten Regelleistung in 
der erforderlichen Qualität zu jeder Zeit sicherstellen. 
Ein Verstoß gegen die geltenden Modalitäten oder Präqualifikationsbedingungen z.B. 
durch Nichtverfügbarkeiten von Regelleistung oder nicht bedarfsgerechte Lieferung 
(Lieferung in die Gegenrichtung) kann hohe Frequenzabweichungen und damit eine 
Gefährdung der Gesamtsystems zur Folge haben. Die ÜNB führen daher neben der 
initialen sowie kontinuierlichen technisch / organisatorischen Prüfung eine monetäre 
Komponente (Vertragsstrafe/ Pönale) ein, um die Anreizwirkung zur Einhaltung der 
jeweiligen Bedingungen zu stärken.  
Mit der Einführung einer systematischen Pönalisierung bei Nichtvorhaltung oder 
Fehlerbringungen entwickeln die ÜNB das bisherige Modell, welches auf einem 
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manuellen Prozess beruht, konsequent weiter. In der Praxis zeigte das bisherige 
Verfahren einige Schwäche hinsichtlich des Umsetzungsprozesses sowie in Bezug auf 
die Anreizwirkung. Mit der avisierten Weiterentwicklung wird dies weitestgehend 
behoben. 
Die Vertragsstrafe soll sich beim Leistungspreis an den jeweiligen Märkten für 
Fahrplanenergie orientieren, da diese den aktuellen monetären Wert der jeweils 
vorzuhaltenden oder zu erbringenden Leistung widerspiegeln. Die Kürzung sowie 
Pönalisierung der von nicht-vorgehaltener oder -erbrachter Leistung folgt dem 
Grundsatz, dass nicht erbrachte Leistung nicht vergütet wird und zudem ein 
Anspruch auf Schadensersatz besteht. 

 Erläuterungen zu § 17 – Besicherung 3.5.
Absatz  Begründung  
§ 17 Abs. 1  Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 

Tenorziffer 9. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung durch 
FCR ersetzt. 

 Erläuterungen zu § 18 – Vorhaltung, Abruf und Erbringung 3.6.
Absatz Begründung 
§ 18 Abs. 1  Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 

Tenorziffer 10. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung 
durch FCR ersetzt. Ergänzt wurde die Modalität aus dem Rahmenvertrag, dass die 
Erbringung leistungswirksam zu erfolgen hat. Dies soll sicherstellen, dass die 
Wirkleistungsänderung in der erbringenden Anlage nicht durch einen weiteren 
Regelkreis von anderen Anlagen kompensiert werden darf. Leider kam dies in der 
Vergangenheit vor, daher bedarf es dieser Klarstellung, die aus den 
Rahmenverträgen entnommen wurde, die seit Jahren von den Anbietern akzeptiert 
sind. 

§ 18 Abs. 2 & 3 Die Absätze 2 und 3 konkretisieren Anforderungen an die Erbringung und werden 
benötigt um die Verstöße gegen die Modalitäten, in diesem Fall gegen die korrekte 
Erbringung, eindeutig regeln zu können. 

 Erläuterungen zu § 19 – Transparenz 3.7.
Absatz  Begründung 
§ 19 Abs. 1a  Es handelt sich hierbei teilweise um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-

097 Tenorziffer 11a. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Primärregelleistung 
durch FCR ersetzt. Die ÜNB sehen von einer Veröffentlichung der nicht 
bezuschlagten Gebote ab und erhalten damit die aktuelle Markttransparenz, um 
insbesondere ein wettbewerbsschädliches gleichgerichtetes Verhalten von 
Marktteilnehmern zu vermeiden. Es ist kein sachlicher Mehrwert für die 
Marktteilnehmer oder die Funktionsfähigkeit des Regelleistungsmarktes durch die 
Veröffentlichung der nicht bezuschlagten Gebote erkennbar. Vielmehr besteht die 
Gefahr, dass im Falle einer Veröffentlichung bei der Gebots- und Preisentscheidung 
der Marktteilnehmer neben den jeweiligen Grenzkosten, die historischen Gebots-/ 
und Preisstellungen anderer Marktteilnehmer und insbesondere der Gebote, die nicht 
bezuschlagt wurden, Berücksichtigung finden.  
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Absatz  Begründung 
 
Um dennoch den Marktteilnehmen den jeweilige Deckungsgrad des 
Regelleistungsbedarfes transparent zu machen und damit ggf. Knappheit zu 
signalisieren, veröffentlichen die ÜNB das jeweilige Angebotsvolumen in aggregierter 
Form.  

§ 19 Abs. 1b-c Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 
Tenorziffer 11 b bis c. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Primärregelleistung durch FCR ersetzt. 

§ 19 Abs. 2 & 3 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-10-097 
Tenorziffer 12 und 13. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Primärregelleistung durch FCR ersetzt. 

 

4. Erläuterungen zu Titel II - Regelartenspezifische Bestimmungen - Kapitel 2 

 Erläuterungen zu § 20 -  Beschaffung 4.1.
Absatz  Begründung 
§ 20 Abs. 1  Gemäß Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe b EB-VO muss der ÜNB die Bestimmungen für 

die Beschaffung von Regelleistung in dem Vorschlag für die Modalitäten festlegen. 
Dazu zählt insbesondere die Produkteigenschaften. 

§ 20 Abs. 2 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 1. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Sekundärregelleistung 
durch aFRR ersetzt. 

§ 20 Abs. 3a-c Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 2a-c. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Sekundärregelleistung 
durch aFRR ersetzt. 

§ 20 Abs. 3d Es handelt sich bei Satz 1 um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 2 Buchstabe d. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. 

§ 20 Abs. 4 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 3. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Sekundärregelleistung 
durch aFRR ersetzt. 

§ 20 Abs. 5 
 

Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 4 Satz 2. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. 

§ 20 Abs. 6 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 4 Satz 2. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. Ferner wurde im Hinblick auf die 
Umstellung auf das Mischpreisverfahren eine Anpassung der Formulierung 
vorgenommen. 

§ 20 Abs. 7 
 

Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 5. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Sekundärregelleistung 
durch aFRR ersetzt. 

§ 20 Abs. 8 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
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Absatz  Begründung 
 Tenorziffer 9 und Festlegung BK6-18-019 Tenorziffer 1. Zur Vereinheitlichung des 

Dokuments wurde Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. 

 Erläuterungen zu § 21 – Aggregation 4.2.
Absatz Begründung  
§ 21 Die Vorgaben zur Aggregation machen es erforderlich die Erbringung durch einen 

Pool näher zu bestimmen. Der § 21 enthält diese Regelungen für die aFRR. 

 Erläuterungen zu § 22 – Zuordnung von Bilanzkreisverantwortlichen 4.3.
Absatz (neu) Begründung 
§ 22 Abs. 1 Die Bilanzkreiszuordnung ist erforderlich, um die jeweiligen Zeitreihen beim 

Regelleistungsabruf zwischen Anbieter und ÜNB auszutauschen und eine 
entsprechende Korrektur der Bilanzkreise durchführen zu können. 

 Erläuterungen zu § 23 – abrechenbares Arbeitsvolumen 4.4.
Absatz Begründung 
§ 23 Abs. 1 Mit den beschriebenen Abrechnungsbedingungen werden die hohen 

Qualitätsanforderungen an die aFRR im Abrechnungsverfahren gewürdigt. Dies 
erfolgt insbesondere durch die Berücksichtigung des sog. Akzeptanzkanals. 
Gleichzeitig wird gewährleistet, dass die von einem Pool in Summe erbrachte und 
abrechenbare Sekundärregelarbeit zu jedem Zeitpunkt (Sekunde) den dazugehörigen 
Einzelverträgen zugeordnet und zu deren Arbeitspreisen (gem. BK6-15-158 Tz. 9 b) 
abgerechnet wird. 
In den bisherigen Regelungen wurden die Qualitätsanforderungen und die 
Abrufcharakteristik innerhalb einer Erbringungsviertelstunde kaum berücksichtigt, 
sodass ein Anreiz für eine korrekte Erbringung und eine sachgerechte Vergütung der 
erbrachten aFRR nicht in allen Fällen gegeben waren. Letzteres führte mit den 
Entwicklungen der letzten Jahre im Regelleistungsmarkt und insbesondere bei der 
Preisstruktur der Anbieterpools zu wirtschaftlichen Nachteilen bei den 
Regelreserveanbietern. 
Die Einbeziehung der Regelreserveanbieter erfolgte zu diesem Thema in größerem 
Umfang als es durch die EB-VO vorgegeben ist. 

 Erläuterungen zu § 24 – Abrechnung der Vorhaltung und Erbringung 4.5.
Absatz  Begründung 
§ 24 Abs. 1 a Es wird beschrieben, welche Daten als Grundlage für die Ermittlung der Vergütung 

dienen und wie eine vollständige Datengrundlage im Fall von Datenlücken hergestellt 
wird.  

§ 24 Abs. 1 b Diese Regelung hat den Zweck den operativen Aufwand im Fall von kurzen 
Datenlücken zu reduzieren. Die überwiegende Anzahl der bisher entstandenen 
Datenlücken hat eine Dauer von weniger als 30 Sekunden, sodass die ÜNB diesen 
Wert als zielführend und sachgerecht betrachten. 

§ 24 Abs. 1 c-d Es wird die Abstimmung der Abrechnungsdaten zwischen ÜNB und 
Regelreserveanbieter geregelt. Hierzu gehören Inhalt, Format, Fristen sowie die 
Möglichkeit zum Widerspruch. 
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Absatz  Begründung 
§ 24 Abs. 1 e Es wird auf die angehängte Modellbeschreibung verwiesen, die eine detaillierte 

Beschreibung der Abrechnung inkl. Formelwerk enthält. 
§ 24 Abs. 1 f Es wird beschrieben, wie die Aufteilung der vom Pool erbrachten Mengen auf die 

Einzelverträge erfolgt. Da die ÜNB keine Kenntnis über die Zuordnung der 
Technischen Einheiten zu den Einzelverträgen haben und dem ÜNB ohnehin nur 
Poolsummenwerte vorliegen, ist im Rahmen der Abrechnung eine Annahmeüber die 
Erbringungsanteile der Einzelverträge zu treffen. Dabei zeigt die hier beschriebene 
Zuteilungsregel eine gute und sachgerechte Näherung an die tatsächliche Erbringung 
eines Pools mit mehreren Einzelverträgen. 

§ 24 Abs. 1 g Diese Regelung eröffnet im Bedarfsfall die Möglichkeit vom Regelprozess abweichen 
zu können. Insbesondere um Folgeprozesse (Abrechnung der int. Kooperationen, 
Ausgleichsenergiepreis), die auf diese Abrechnungsdaten angewiesen sind, weiter 
bedienen zu können, ist diese Regelung wichtig. 

 Erläuterungen zu § 25 – Verstoß gegen Modalitäten 4.6.
Absatz (neu) Begründung 
§ 25 Abs. 1 Die zusätzliche Pönalisierung einer nicht-sachgerechten Lieferung von Regelleistung/ 

-arbeit in der Erbringungsphase soll insbesondere die Qualitätsanforderungen an die 
Lieferung stärken und den Anbietern einen monetären Anreiz bieten den 
Sollanforderungen der ÜNB möglichst innerhalb der definierten Zeiträume zu folgen. 
Die Verwendung des jeweils mittleren mengengewichteten Arbeitspreises ermöglicht 
den Anbietern das finanzielle Risiko einer Fehlerbringung zu kalkulieren und dies bei 
der Angebotsstellung bzw. im Poolmanagement zu berücksichtigen. Die Grenzen 
(min./max.) ermöglichen eine Anreizwirkung auch bei Arbeitspreisen nahe Null sowie 
eine Begrenzung des finanziellen Risikos. 

 Erläuterungen zu § 26 – Besicherung 4.7.
Absatz  Begründung 
§ 26 Abs. 1 & 2 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 

Tenorziffer 7 Satz 1 und 2. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. 

§ 26 Abs. 3 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 7 Satz 3. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. 

 Erläuterungen zu § 27 – Vorhaltung, Abruf und Erbringung 4.8.
Absatz Begründung 
§ 27 Abs. 1  Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 

Tenorziffer 9 Buchstabe b Satz 1 und 3. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. Ergänzt wurde die Modalität aus dem 
Rahmenvertrag, dass die Erbringung leistungswirksam zu erfolgen hat. Dies soll 
sicherstellen, dass die Wirkleistungsänderung in der erbringenden Anlage nicht durch 
einen weiteren Regelkreis von anderen Anlagen kompensiert werden darf. Leider kam 
dies in der Vergangenheit vor, daher bedarf es dieser Klarstellung, die aus den 
Rahmenverträgen entnommen wurde, die seit Jahren von den Anbietern akzeptiert 



 

Begleitdokument | Modalitäten für Regelreserveanbieter 

Begleitdokument | Modalitäten für Regelreserveanbieter | Seite 25 von 33 

sind. 
§ 27 Abs. 2 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 

Tenorziffer 8. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Sekundärregelleistung 
durch aFRR ersetzt. 

§ 27 Abs. 3 & 4 Die Absätze 2 und 3 konkretisieren Anforderungen an die Erbringung und werden 
benötigt um die Verstöße gegen die Modalitäten, in diesem Fall gegen die korrekte 
Erbringung, eindeutig regeln zu können. 

 Erläuterungen zu § 28 – Transparenz 4.9.
Absatz  Begründung 
§ 28 Abs. 1a  Es handelt sich hierbei teilweise um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-

158 Tenorziffer 10a. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. Die ÜNB sehen von einer Veröffentlichung 
der nicht bezuschlagten Gebote ab und reduzieren damit die Markttransparenz, um 
insbesondere ein wettbewerbsschädliches gleichgerichtetes Verhalten von 
Marktteilnehmern zu vermeiden. Es ist kein sachlicher Mehrwert für die 
Marktteilnehmer oder die Funktionsfähigkeit des Regelleistungsmarktes durch die 
Veröffentlichung der nicht bezuschlagten Gebote erkennbar. Vielmehr besteht die 
Gefahr, dass im Falle einer Veröffentlichung bei der Gebots- und Preisentscheidung 
der Marktteilnehmer neben den jeweiligen Grenzkosten, die historischen Gebots-/ 
und Preisstellungen anderer Marktteilnehmer und insbesondere der Gebote, die nicht 
bezuschlagt wurden, Berücksichtigung finden.  
Um dennoch den Marktteilnehmen den jeweilige Deckungsgrad des 
Regelleistungsbedarfes transparent zu machen und damit ggf. Knappheit zu 
signalisieren, veröffentlichen die ÜNB das jeweilige Angebotsvolumen in aggregierter 
Form. 

§ 28 Abs. 1b-f Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 10 b bis f. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. 

§ 28 Abs. 2-4 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-158 
Tenorziffer 11 bis 13. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Sekundärregelleistung durch aFRR ersetzt. 

 

5. Erläuterungen zu Titel II - Regelartenspezifische Bestimmungen - Kapitel 3 

 Erläuterungen zu § 29 – Beschaffung 5.1.
Absatz  Begründung 
§ 29 Abs. 1  Gemäß Artikel 18 Absatz 5 Buchstabe b EB-VO muss der ÜNB die Bestimmungen für 

die Beschaffung von Regelleistung in dem Vorschlag für die Modalitäten festlegen. 
Dazu zählt insbesondere die Produktbeschreibung. 

§ 29 Abs. 2-4 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-159 
Tenorziffer 1 bis 3. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Minutenreserve 
durch mFRR ersetzt. 

§ 29 Abs. 5 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-159 
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Absatz  Begründung 
Tenorziffer 4 Satz 2 und 3. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Minutenreserve durch mFRR ersetzt. Weiterhin wurde der Begriff Vergabewert 
eingefügt um auch nach Umstellung auf das Mischpreisverfahren eine eindeutige 
Regelung zu erhalten. 

§ 29 Abs. 6 & 7 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-159 
Tenorziffer 5 und 6. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Minutenreserve 
durch mFRR ersetzt. 

§ 29 Abs. 8 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-159 
Tenorziffer 10 sowie der Festlegung BK6-18-020 Tenorziffer 1. Zur Vereinheitlichung 
des Dokuments wurde Minutenreserve durch mFRR ersetzt. 

 Erläuterungen zu § 30 – Zuordnung der Bilanzkreisverantwortlichen 5.2.
Absatz Begründung 
§ 30 Allgemein Der Abruf von mFRR über das MOLS-Kommunikationsverfahren erfolgt wie in den 

untenstehenden Punkten 1-10 beschrieben. 

1. Der Abruf von mFRR wird vom Anschluss-ÜNB durch Versand der 
Aktivierungsdatei initiiert. Die erfolgreiche Ablage der Aktivierungsdatei auf 
den ssh-ftp-Server des Anbieters wird dem Anschluss-ÜNB durch eine 
technische Sende-Quittung automatisch angezeigt. Die Uhrzeit der 
vollständigen und verifizierten Dateiablage beim Anbieter ist im Dateinamen 
der Aktivierungsdatei sekundengenau protokolliert (Zeitstempel der 
Dateiablage). In der Aktivierungsdatei selbst sind je Viertelstunde die 
Abrufleistungen benannt. Es wird auf Ebene der Einzelverträge durch einen 
Änderungsstatus gekennzeichnet, falls eine Änderung der 
Aktivierungsleistung gegenüber dem vorangegangenen Zustand vorliegt. Bei 
erstmaliger Aktivierung sind alle Viertelstunden der Aktivierung mit dem 
Änderungsstatus gekennzeichnet, bei einer Aktualisierung der Aktivierung 
werden nur die Änderungen zum vorangegangenen Zustand als Änderung 
gekennzeichnet. 

2. Der Zeitstempel der Dateiablage hat in Verbindung mit der zum Abruf ersten 
(d.h. im zeitlichen Ablauf vordersten Viertelstunde) geänderten Viertelstunde 
in der Aktivierungsdatei die in (3), (4) und (5) erläuterte Bedeutung für den 
Zeitpunkt der 100%-Erbringung der geforderten mFRR.  

3. Vorausschauende Aktivierung: Die Dateiablage erfolgt mit mehr als 22,5 
Minuten Vorlauf vor der ersten Viertelstunde, in der Änderungen der 
Aktivierungsleistung vorliegen. Die Aktivierungsleistung der ersten 
genannten Viertelstunde wird erst 15 Minuten vor der genannten 
Viertelstunde verbindlich, vorher kann sie beliebig durch neue Versionen der 
Aktivierungsdatei geändert werden. Dies beinhaltet auch die vorzeitige 
Beendigung des Abrufs durch den Abrufwert 0 MW. Der Anbieter muss ab 
Viertelstundenbeginn des Abrufzeitraums 100% der geforderten mFRR 
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Absatz Begründung 
erbringen. 

4. Sofortige Aktivierung: Die Dateiablage erfolgt mit Vorlauf zwischen 22,5 und 
7,5 Minuten vor der ersten Viertelstunde, in der Änderungen der 
Aktivierungsleistung vorliegen. Die Aktivierungsleistung ist sofort verbindlich, 
d.h. der Anbieter muss spätestens 15 Minuten nach Erhalt der Datei die 
geforderte mFRR vollständig erbringen. Dieser Zeitpunkt der 100%-
Erbringung kann auch vor oder nach der in der Aktivierungsdatei genannten 
Viertelstunde liegen. Abweichend davon muss bei Zeitscheibenwechsel die 
100%-Erbringung erst zu Beginn der Zeitscheibe erfolgen, auch wenn der 
Zeitpunkt der Dateiablage mehr als 15 Minuten vor diesem Zeitpunkt liegen 
würde. 

5. Falls im Ausnahmefall die Dateiablage mit weniger als 7,5 Minuten Vorlauf 
vor der ersten Viertelstunde erfolgt, in der Änderungen der 
Aktivierungsleistung vorliegen, ist der Anbieter dennoch zur Erbringung der 
mFRR entsprechend (4) verpflichtet. Der Anschluss-ÜNB wird auf Verlangen 
des Regelreserveanbieters in diesem Fall eine Verschiebung der ersten 
Viertelstunde, in der die Änderungen der Aktivierungsleistungen vorliegen, 
auf die nachfolgende Viertelstunde durchführen. Der Anbieter teilt den 
Änderungswunsch dem Anschluss-ÜNB bis spätestens 12 Uhr des folgenden 
Arbeitstages mit, damit die entsprechenden Anpassungen des mFRR-
Fahrplans durchgeführt werden können.  

6. Die in Ziffern (3), (4) und (5) genannte Verbindlichkeit bezieht sich stets nur 
auf die erste Viertelstunde, die dem Zeitpunkt des Erhalts der 
Aktivierungsdatei folgt. “Spätere” Viertelstunden können durch fristgerechten 
Versand gemäß (3) und (4) einer neuen Aktivierungsdatei noch verändert 
werden. Eine betragsmäßige Erhöhung der bereits verbindlich aktivierten 
mFRR nach (3) oder (4) ist noch durch Ablage einer neuen Aktivierungsdatei 
mit mehr als 7,5 Minuten Vorlauf vor der ersten Viertelstunde, in der 
Änderungen der Aktivierungsleistung vorliegt, möglich. Eine betragsmäßige 
Absenkung der bereits verbindlich aktivierten mFRR-Leistung ist nicht 
möglich.  

7. Der Regelreserveanbieter wird die Aktivierungsdatei nach deren Erhalt auf 
dem ssh-ftp Server unverzüglich lesen und muss deren Erhalt durch Versand 
der korrekten Bestätigungsdatei unverzüglich bestätigen. Mit der Ablage der 
Bestätigungsdatei auf dem MOLS wird der Kommunikationsprozess 
ordnungsgemäß abgeschlossen. Nach Absenden der Bestätigungsdatei wird 
der Regelreserveanbieter die Erbringung der mFRR durch seine Technischen 
Einheiten einleiten. 

8. Kann der Regelreserveanbieter bei Empfang der Aktivierungsdatei die mFRR 
nicht erbringen, so muss er die Aktivierungsdatei dennoch unverzüglich 
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Absatz Begründung 
durch den Versand der Bestätigungsdatei bestätigen. Anschließend muss er 
unverzüglich eine entsprechende Abmeldungsdatei senden, um dem 
Anschluss-ÜNB die Nichterbringung mitzuteilen. 

9. Falls die korrekte Bestätigungsdatei nach (7) nicht innerhalb der Frist von 
drei Minuten (Fristbeginn: Zeitstempel der Ablage der Aktivierungsdatei) 
beim MOLS abgelegt wird, erfolgt automatisch ein Statuswechsel der 
Erreichbarkeit.  

10. Eine einmal durch eine korrekt versendete Aktivierungsdatei angeforderte 
Aktivierung bleibt auch ohne Bestätigung des Regelreserveanbieters 
bestehen. Es wird im MOLS durch den Anschluss-ÜNB keine Aktivierung ohne 
Veranlassung des Anbieters automatisch zurück genommen. Das gilt auch 
dann, wenn Kommunikationsprobleme zwischen MOLS und mFRR-Client 
plötzlich auftreten und z.B. die Bestätigungsdatei ausbleibt. In diesem Fall 
erhält der Anbieter vom MOLS eine Not-E-Mail und muss dem Anschluss-ÜNB 
die Bestätigung telefonisch mitteilen. 

11. Der Abruf endet grundsätzlich zum Zeitpunkt des Endes der letzten 
gekennzeichneten Abruf-Viertelstunden, ohne dass es hierzu einer 
zusätzlichen Aufforderung zur Beendigung der Erbringung bedarf. Hierbei ist 
in Hinblick auf die Beendigung zu beachten. 

12. Die Fahrplanabwicklung der Lieferung der mFRR zwischen Anschluss-ÜNB 
und Regelreserveanbieter für die Bilanzkreisabrechnung des 
Anbieterbilanzkreises erfolgt über die Fahrplanmanagementsysteme des 
Regelreserveanbieters und des Anschluss-ÜNB. 

 Erläuterungen zu § 31– Datenbereitstellung für den Betrieb des 5.3.
Reservemarktes 

Absatz Begründung 
§ 31 Abs. 1 & 2 Für die mFRR gelten zusätzliche Vorgaben zur kommunikationstechnischen 

Verbindung die der § 31 berücksichtigt. 

 Erläuterungen zu § 32 – abrechenbares Arbeitsvolumen 5.4.
Absatz Begründung 
§ 32 Abs. 1 Im Zuge der Weiterentwicklung zur europaweiten Harmonisierung stellt das 

dargestellte Verfahren einen ersten Schritt dar. Das vorgestellte Verfahren orientiert 
sich zudem an der Forderung nach angemessenen wirtschaftlichen Signalen für den 
Regelreserveanbieter. In bestimmten Abrufsituationen und unter der Annahme einer 
ordnungsgemäßen Erbringung wird der Regelreserveanbieter ggü. den bisherigen 
Modalitäten bessergestellt. Hiermit soll das Nachfahren der für den 
grenzüberschreitenden Austausch innerhalb der europäischen Kooperationen 
geltenden Profile angereizt werden, da diese bis zur einer vollständigen 
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Harmonisierung der Vorgaben zur Erbringung der mFRR von den in Deutschland 
geltenden Vorgaben abweichen. 

 Erläuterungen zu § 33 – Abrechnung der Vorhaltung und Erbringung 5.5.
Absatz  Begründung 
§ 33 Abs. 1 a Es wird beschrieben, welche Daten als Grundlage für die Ermittlung der Vergütung 

dienen. 
§ 33 Abs. 1 b Testabrufe dienen der Überprüfung der korrekten Erfüllung der vertraglichen 

Verpflichtungen sowie einer intensiveren Nutzung neuer Erbringungskonzepte (bspw. 
„MRL aus Wind“) unabhängig von der Position in der Abruf-MOL. Durch die Regelung 
sollen die dabei entstehenden Kosten auf 200 €/MWh bzw. die arbeitsabhängigen 
Kosten reduziert werden. Eine Verwendung der Gebotspreise ist hier nicht 
angebracht, da diese i.d.R. Zuschläge für Gewinn, Risiko, etc. enthalten. 

 Erläuterungen zu § 34 – Verstoß gegen die Modalitäten 5.6.
Absatz Begründung 
§ 34 Abs. 1 Die zusätzliche Pönalisierung einer nicht-sachgerechten Lieferung von Regelleistung/ 

-arbeit in der Erbringungsphase soll insbesondere die Qualitätsanforderungen an die 
Lieferung stärken und den Anbietern einen monetären Anreiz bieten den 
Sollanforderungen der ÜNB möglichst innerhalb der definierten Zeiträume zu folgen. 
Die Verwendung des jeweils mittleren mengengewichteten Arbeitspreises ermöglicht 
den Anbietern das finanzielle Risiko einer Fehlerbringung zu kalkulieren und dies bei 
der Angebotsstellung bzw. im Poolmanagement zu berücksichtigen. Die Grenzen 
(min./max.) ermöglichen eine Anreizwirkung auch bei Arbeitspreisen nahe Null sowie 
eine Begrenzung des finanziellen Risikos. 

§34 Abs. 2 Fälschlicherweise wurde in der Entwurfsfassung die Regelung zum 
Verfügbarkeitsstatus „telefonisch erreichbar“ anstelle „automatisch erreichbar“ 
aufgenommen. Diese Korrektur wurde nun vollzogen. 

 Erläuterungen zu § 35 – Besicherung 5.7.
Absatz Begründung 
§ 35 Abs. 1-3 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-159 

Tenorziffer 8 Satz 1 bis 3. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Minutenreserve durch mFRR ersetzt. 

 Erläuterungen zu § 36 – Vorhaltung, Abruf und Erbringung 5.8.
Absatz Begründung 
§ 36 Abs. 1  Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-159 

Tenorziffer 10 Satz 1 und 2. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Minutenreserve durch mFRR ersetzt. Da die Merit Order zukünftig aus den Geboten 
aus der Regelleistungsauktion sowie dem Regelarbeitsmarkt besteht, wurde dies 
entsprechend klargestellt. 

§ 36 Abs. 2 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-159 
Tenorziffer 9. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Minutenreserve durch 
mFRR ersetzt. 

§ 36 Abs. 3 & 4 Die Absätze 2 und 3 konkretisieren Anforderungen an die Erbringung und werden 
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Absatz Begründung 
benötigt um die Verstöße gegen die Modalitäten, in diesem Fall gegen die korrekte 
Erbringung, eindeutig regeln zu können. 

 Erläuterungen zu § 37 – Transparenz 5.9.
Absatz  Begründung 
§ 37 Abs. 1 a & b Es handelt sich hierbei überwiegend um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-

15-159 Tenorziffer 11 a und b. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde 
Minutenreserve durch mFRR ersetzt. Die ÜNB sehen von einer Veröffentlichung der 
nicht bezuschlagten Gebote ab und reduzieren damit die Markttransparenz, um 
insbesondere ein wettbewerbsschädliches gleichgerichtetes Verhalten von 
Marktteilnehmern zu vermeiden und entsprechen somit der Stellungnahme des 
Bundeskartellamts. Es ist kein sachlicher Mehrwert für die Marktteilnehmer oder die 
Funktionsfähigkeit des Regelleistungsmarktes durch die Veröffentlichung der nicht 
bezuschlagten Gebote erkennbar. Vielmehr besteht die Gefahr, dass im Falle einer 
Veröffentlichung bei der Gebots- und Preisentscheidung der Marktteilnehmer neben 
den jeweiligen Grenzkosten, die historischen Gebots-/ und Preisstellungen anderer 
Marktteilnehmer und insbesondere der Gebote, die nicht bezuschlagt wurden, 
Berücksichtigung finden.  
Um dennoch den Marktteilnehmen den jeweilige Deckungsgrad des 
Regelleistungsbedarfes transparent zu machen und damit ggf. Knappheit zu 
signalisieren, veröffentlichen die ÜNB das jeweilige Angebotsvolumen in aggregierter 
Form. 

§ 37 Abs. 1 c & d Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-159 
Tenorziffer 11 c und d. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Minutenreserve 
durch mFRR ersetzt. 

§ 37 Abs. 2 Es handelt sich hierbei um Festlegungsinhalte aus der Festlegung BK6-15-159 
Tenorziffer 12. Zur Vereinheitlichung des Dokuments wurde Minutenreserve durch 
mFRR ersetzt. 

 

6. Erläuterungen zu Titel III – Regelarbeitsmarkt 

 Erläuterungen zu § 38 – Regelarbeitsmarkt 6.1.
Absatz  Begründung 
§ 38 Abs. 1 Das Öffnen der Märkte für Regelarbeit mit Veröffentlichung der Vergabeergebnisse 

für die jeweilige Regelleistung ist technisch sachgerecht, da erst nach Abschluss des 
vorgelagerten Handelsplatzes, Regelarbeitsgebote sinnvoll berücksichtigt werden 
können. 

§ 38 Abs. 1a Die Möglichkeit, den Regelarbeitspreis eines regelleistungspreisbehafteten Gebots bis 
zum Zeitpunkt der Schießung des Regelarbeitsmarkts anpassen zu können, folgt der 
Vorgabe aus EB-VO Artikel 16 Abs. 3. 

§ 38 Abs. 1b Die Möglichkeit, regelleistungsfreie Gebote bis zum Zeitpunkt der Schießung des 
Regelarbeitsmarkts einstellen, anpassen und löschen zu können, folgt der Vorgabe 
aus EB-VO Artikel 16 Abs. 5. 



 

Begleitdokument | Modalitäten für Regelreserveanbieter 

Begleitdokument | Modalitäten für Regelreserveanbieter | Seite 31 von 33 

Absatz  Begründung 
§ 38 Abs. 2 Die Gleichheit der Anforderungen an Angebote am Regelarbeits- und -leistungsmarkt 

ergibt sich aus den Vorgaben von EB-VO Artikel 16 Abs. 1, wonach der erfolgreiche 
Abschluss des Qualifikationsverfahrens Voraussetzung für die Teilnahme an den 
Märkten für Regelreserve ist. 

§ 38 Abs. 3 Um eine schnelle Einführung des Regelarbeitsmarkts zu gewährleisten, schlagen 4 
ÜNB zunächst die Einführung des Markts mit identischen Produkten (und 
insbesondere Produktzeitscheiben) wie am jeweiligen Regelleistungsmarkt vor. 
Hintergrund ist, dass die Ertüchtigung von Anbieter- und Abrufsystemen auf den 
Umgang mit viertelstündlichen Merit-Order-Listen aufwendig und zeitintensiv ist. 
Damit erfüllt der Regelarbeitsmarkt bei Einführung in Deutschland noch nicht die 
Anforderungen des europäischen Zielsystems. Diese werden sich erst im Rahmen der 
jeweiligen Implementierungsprojekte ergeben (vgl. insb. EB-VO Artikel 20 und 21). 

§ 38 Abs. 4 In Folge von netztechnischen Restriktionen kann es erforderlich werden, zusätzlich 
zu anderen Vergabekriterien auch die Anschlussregelzone zu berücksichtigen, sofern 
dies zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit unerlässlich ist. Zwar wurde in 
jüngster Vergangenheit seitens der regelzonenverantwortlichen ÜNB von dieser 
Sonderregelung kein Gebrauch gemacht, angesichts der starken Zunahme 
strombedingter Engpässe und der deutlichen Erhöhung der von den 
regelzonenverantwortlichen ÜNB zur Beseitigung temporärer Leitungsengpässe 
durchzuführenden Redispatch-Maßnahmen kann eine künftige Anwendung der 
Sonderregelung jedoch nicht ausgeschlossen werden. 
Die Möglichkeit, einen technisch notwendigen Anteil an Regelreserve aus 
Kraftwerken in ihrer eigenen Regelzone ausschreiben zu dürfen, ist den ÜNB 
grundsätzlich bereits mit § 6 Abs. 2 StromNZV eröffnet, soweit dies zur 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit, insbesondere zur Aufrechterhaltung der 
Versorgung im Inselbetrieb nach Störungen, erforderlich ist. 

§ 38 Abs. 5 Der Zeitpunkt der Schließung des Regelarbeitsmarkts eine Stunde vor Beginn der 
Produktzeitscheibe stellt sicher, dass zum Start des Regelarbeitsmarkts für ÜNB und 
Marktteilnehmer hinreichend zeitlichen Vorlauf zwischen Angebotsabgabe und 
Regelreserveabruf gibt. So ist es für alle Beteiligten möglich, mit dem Konzept des 
Regelarbeitsmarkts erste betriebliche Erfahrungen zu sammeln, ohne den 
Handelsplatz „in Echtzeit“ bedienen zu müssen. Diese Marktgestaltung erfüllt nur in 
Teilen die Anforderung aus EB-VO Artikel 24 Abs. 2 Buchstabe b, wonach der 
Zeitpunkt der Schließung des Regelarbeitsmarkts nicht vor dem Zeitpunkt der 
Schließung des zonenübergreifenden Intraday-Markts liegen darf. Mit Übergang zum 
europäischen Zielsystem ist zu erwarten, dass durch Verkürzung der 
Produktzeitscheiben am Regelarbeitsmarkt der Zeitpunkt der Schließung des 
Regelarbeitsmarkts deutlich näher an der Produktzeitscheibe liegt (vgl. insb. EB-VO 
Artikel 20 und 21). Dies ist für die Erfüllung der Anforderungen der EB-VO 
ausreichend. 

§ 38 Abs. 5a, 5b Bei dem zeitlichen Ablauf des Redispatchprozesses wird versucht, den Einfluss des 
Regelarbeitsmarkts weitgehend zu berücksichtigen. Da dies (u. a. wegen des 
Pooling-Privilegs der Anbieter) nicht in allen Fällen sichergestellt ist, sind 
Redispatchmaßnahmen auch nach Schluss des Regelarbeitsmarkts möglich. Auch 
hier gilt, dass nicht freigesetzte bezuschlagte Regelarbeitsangebote nicht für 
Redispatch herangezogen werden. Ein notwendiger Redipatcheinsatz muss dann, 
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Absatz  Begründung 
wenn eine Umverteilung im Pool des Regelarbeitsanbieters nicht mehr möglich ist, 
über eine Maßnahme nach 13.2 EnWG durchgeführt werden. ÜNB folgen damit der 
Argumentation von BNetzA im Beschluss BK6-11-098, wonach nur Leistungsscheiben 
von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung elektrischer Energie, die für die 
Erbringung von Regelenergie und zur Besicherung vorgehalten werden, von den 
Übertragungsnetzbetreibern nicht zur Entlastung von Überlast bedrohter oder bereits 
betroffener Betriebsmittel sowie nicht zur Vermeidung von Grenzwertverletzungen 
der Netzspannung eingesetzt werden dürfen. § 13 Abs. 2 EnWG bleibt unberührt. 

§ 38 Abs. 6 & 7 Bei der Bezuschlagung und Abruf von Geboten am Regelarbeitsmarkt werden 
leistungspreisbehaftete und leistungspreisfreie Gebote gleichermaßen berücksichtigt. 
Hierdurch streben ÜNB an, die im Sinne von EB-VO Artikel 29 Abs. 1 
kostenwirksamsten Regelarbeitsgebote für das Gleichgewicht des 
Elektrizitätsversorgungssystems zu nutzen. 
Das Überspringen von Geboten kann im Zusammenhang mit der Freisetzung von 
nichtbenötigten Regelreservegeboten (EB-VO Artikel 16 Abs. 8) relevant sein, um ein 
möglichst großes Volumen nichtbenötigter Regelreservegebote für den Handel am 
innerdeutschen Intraday-Markt verfügbar zu machen. 
Bei Preisgleichheit wird das zuerst eingegangene Angebot bevorzugt (wobei eine 
Aktualisierung des Angebots zu einer Veränderung des Zeitstempels führt), um 
zumindest grundsätzlich einen Anreiz gegen kurzfristige Anpassung von Angeboten 
zu setzen, was potentiell zu Engpässen bei der Angebotsaktualisierung kurz vor dem 
Zeitpunkt der Schließung des Regelarbeitsmarkts führen könnte. 
Hinsichtlich der Vergütung von Regelarbeit nach dem Gebotspreisverfahren folgen 
ÜNB der Argumentation von BNetzA u. a. im Festlegungsverfahren BK6-15-158, 
wonach die Einführung zum aktuellen Zeitpunkt als nicht zielführend erachtet wird. 
Dabei ist hervorzuheben, dass kein Marktteilnehmer im Zusammenhang mit der 
Einführung des Regelarbeitsmarkts den Übergang zum Einheitspreisverfahren für 
Regelarbeit ausdrücklich gefordert hat. 

§ 38 Abs. 8 Insbesondere wegen des Beibehaltens der identischen Produktzeitscheiben am Markt 
für Regelarbeit und Regelleistung steht Erzeugungsleistung, welche durch 
leistungspreisfreie Gebote am Regelarbeitsmarkt gebunden ist, nach dem Zeitpunkt 
der Schließung des Regelarbeitsmarkts (eine Stunde vor Beginn der 
Produktzeitschreibe) für die Gesamte Produktzeitscheibe (d. i. für vier Stunden) nicht 
für die Vermarktung am Intraday-Markt zur Verfügung. 
Weil in Stellungsnahmen versichert wurde, dass sich aus dieser Ausgestaltung 
negative Rückwirkungen auf die Liquidität am innerdeutschen Intraday-Markt 
ergeben, beantragen ÜNB im Sinne von EB-VO Artikel 29 Abs. 10 (aber bereits vor 
Einführung der europäischen Plattformen für Regelreserve) die Freisetzung 
nichtbenötigter Gebote für Regelreserve. 
Aufgrund des Zeitpunkts der Schließung des innerdeutschen Intraday-Markts ist der 
kurzfristige Handel von Fahrplanenergie bis weniger als 30 Minuten vor Echtzeit 
möglich. ÜNB erachten es daher als ausreichend, nicht benötigte Regelreservegebote 
bis 45 Minuten vor der ersten Lieferviertelstunde freisetzen. 

§ 38 Abs. 9 Um im Fall der Nichtverfügbarkeit des Regelarbeitsmarkts einen sicheren 
Systembetrieb gewährleisten zu können, soll in dieser Situation - als Fallback - direkt 
auf die am Vortrag bezuschlagten Regelleistungsgebote zurückgegriffen werden. 
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Absatz  Begründung 
Daher ist es erforderlich, bereits bei der Regelleistungsauktion einen Arbeitspreis 
anzugeben. ÜNB sehen hierin keinen Verstoß gegen die Vorgabe von EB-VO Artikel 
16 Abs. 6 (keine Vorabfestlegung des Preises der Regelarbeitsgebote in einem 
Vertrag über die Bereitstellung von Regelleistung), weil der Regelarbeitspreis bis zum 
Zeitpunkt der Schließung des Regelarbeitsmarkts angepasst werden darf und kein 
Vergabekriterium am Regelleistungsmarkt ist. 
Die Abgabe eines - im Nachgang anpassbaren - Regelarbeitspreises am 
Regelleistungsmarkt stellt vielmehr ein Backup-Verfahren und erfüllt somit die 
Anforderung aus EB-VO Artikel 28. 

 

7. Erläuterungen zu Titel IV – Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 Erläuterungen zu § 39 – Umsetzungszeitraum 7.1.
Absatz (neu) Begründung 
§ 39 Abs. 1 Zur Klarstellung, Vollständigkeit und Transparenz der Modalitäten haben die ÜNB die 

allgemeine Umsetzungsfrist aus der EB-VO in die Modalitäten aufgenommen. 
§ 39 Abs. 2 EB-VO Artikel 16 Abs. 5 gestattet den Regelreserveanbietern die Übermittlung von 

Regelarbeitsgeboten. EB-VO Artikel 62 Abs. 2 sieht für diesen Artikel keine 
Derogation vor und EB-VO Artikel 65 Abs. 2 besagt, dass EB-VO Artikel 16 ein Jahr 
nach Inkrafttreten von EB-VO wirksam wird, wobei Umsetzungsfristen akzeptabel 
sind. Um das Marktfeedback zu berücksichtigen, dass sich überwiegend für eine 
längere Umsetzungszeit ausgesprochen hat, beantragen die ÜNB 12 Monate 
Umsetzungsfrist für den Regelarbeitsmarkt. 

§ 39 Abs. 3 Die Regelreserveanbieter haben im Zuge der der EB-VO vorangegangenen 
Konsultationen für das neue aFRR-Abrechnungsmodell den Wunsch für eine 
ausreichende Umsetzungszeit (bis zu 6 Monate) geäußert. Die Anpassungen an der 
mFRR-Abrechnung sind weniger umfangreich. Alle anderen Punkte bringen keinen 
größeren Anpassungsbedarf mit sich, sodass insgesamt eine Umsetzungszeit von 6 
Monaten als angemessen angesehen wird. 
Da es sich bei der Abrechnung größtenteils um monatsbasierte Prozesse handelt und 
um bei der Einführung unnötigen Aufwand zu vermeiden, sollte diese zu einem 
Monatswechsel erfolgen. 

§ 39 Abs. 4 Die Umsetzungsfrist entspricht der aktuellen Festlegung zu SRL und MRL. 
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